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1. Vorbemerkungen  
 

1.1  Rechtsgrundlage 
Für die Aufstellung und die Festsetzungen der 2., qualifizierten Änderung des Bebauungsplanes „Am Vo-
gelherd“ sind unter anderem zu berücksichtigen: 

 

• das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017  
(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023  
(BGBl. 2023 I Nr. 221) geändert worden ist, 

• i. V. m. der Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) die zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist sowie 

• Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) i. d. F. vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588), das zuletzt 
durch Gesetz vom 23. Juni 2023 (GVBl. S. 250), durch § 4 des Gesetzes vom 7. Juli 2023 (GVBl. S. 
327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 371) geändert worden ist 
und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) i.d.F. vom 22.08.1998 (GVBl. S. 
796), die zuletzt geändert durch die §§ 2, 3 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 385) geändert 
worden ist. 

 

1.2 Anwendung des beschleunigten Verfahrens 
Es wird das beschleunigte Verfahren gem. § 13 a BauGB angewendet, da 

• es sich um einen Bebauungsplan im Sinne der Nachverdichtung im Innenbereich handelt. 

• die festgesetzte Grundfläche weniger als 20.000 m² beträgt (vgl. § 13 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB) 
und 

• durch den Bebauungsplan keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen und auch keine Schutzgüter nach  
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB (FHH, Vogelschutz) beeinträchtigt werden (vgl. § 13 a Abs. 1 
Sätze 4 und 5 BauGB) 

 

1.3  Verfahren 
Die Stadt Stein hat mit Beschluss vom 25.07.2023 zur gezielten Steuerung und Weiterentwicklung der 
Siedlungsentwicklung in Stein eine Änderung des bestehenden Bebauungsplans Nr. 11 „Am Vogelherd“ 
gem. § 2 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.  
 
Mit der vorliegenden Planung soll in einem Teilbereich eine Nachverdichtung der bestehenden Strukturen 
ermöglicht werden.  
 
Der Bebauungsplan wird unter dem Namen Bebauungsplan Nr. 11 „Am Vogelherd“ – 2., qualifizierte Än-
derung geführt. Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt gemäß den Maßgaben des 
Baugesetzbuches im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB. 
 
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte im Amtsblatt der Stadt Stein am 
xx.xx.2023. 
 
Die Anwendung des beschleunigten Verfahrens gem. § 13a BauGB zulässig, da sich zur Überplanung 
vorgesehenen Flächen innerhalb der bebauten Strukturen von Stein befinden und zudem bereits mittels 
Bebauungsplans überplant sind.  
 
Mit der Änderung des Bebauungsplans sollen die Möglichkeiten zur Nachverdichtung dreier planungsrecht-
lich bereits überplanten Grundstücke verbessert werden. Im Geltungsbereich der Änderung des Bebau-
ungsplans wird weiterhin ein reines Wohngebiet (vgl. § 4 BauNVO) festgesetzt.  
 
Der Bau-, Verkehrs- und Umweltausschuss hat in seiner Sitzung am 23.11.2023 den Vorentwurf der  
2., qualifizierten Änderung des Bebauungsplans „Am Vogelherd“ gebilligt und die frühzeitige Unterrichtung 
der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB und die frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger sonstiger 
öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB beschlossen. 
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Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit und die frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger 
sonstiger öffentlicher Belange erfolgte parallel im Zeitraum vom xx.xx.2023 bis xx.xx.2023. Die ortsübliche 
Bekanntmachung für die Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung erfolgte im Amtsblatt der Stadt Stein am 
xx.xx.2023. 
 
Die im Rahmen der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit sowie der frühzeitigen Beteiligung der Be-
hörden eingegangenen Stellungnahmen wurden der Sitzung des Bau-, Verkehrs- und Umweltausschusses 
vom xx.xx.2024 für- und gegeneinander abgewogen und entsprechende Einzelbeschlüsse zu den jeweili-
gen Stellungnahmen gefasst. Im Anschluss wurde der Entwurf der Bauleitplanung durch den Bau-, Ver-
kehrs- und Umweltausschuss gebilligt. Die Verwaltung wurde beauftragt, die Beteiligung der Öffentlichkeit 
gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 
BauGB durchzuführen.  
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit und die Beteiligung der Behörden und Träger sonstiger öffentlicher Be-
lange erfolgte parallel im Zeitraum vom xx.xx.2024 bis xx.xx.2024. Die ortsübliche Bekanntmachung für die 
Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung erfolgte im Amtsblatt der Stadt Stein am xx.xx.2024. 
 
Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Beteiligung der Behörden eingegangenen Stel-
lungnahmen wurden der Sitzung des Bau-, Verkehrs- und Umweltausschusses vom xx.xx.2023 für- und 
gegeneinander abgewogen und entsprechende Einzelbeschlüsse zu den jeweiligen Stellungnahmen ge-
fasst. Anschließend wurde die Gesamtabwägung zum Verfahren vorgenommen und hierüber ein Be-
schluss gefasst.  
 
In der Sitzung des Stadtrates der Stadt Stein vom xx.xx.2024 wurde der Satzungsbeschluss zur  
2., qualifizierten Änderung des Bebauungsplans mit integriertem Grünordnungsplan Nr. 11 „Am Vogelherd“ 
im Stand der Fassung vom xx.xx.2024 gefasst.  
 

2. Anlass, Ziel und Zweck der Planung 
Im Stadtgebiet von Stein besteht, auch unter Berücksichtigung der in den vergangenen Jahren veränderten 
Rahmenbedingungen, weiterhin eine signifikante Nachfrage nach Wohnbauflächen. Entsprechend der 
Landes- und regionalplanerischen Vorgaben ist die Stadt Stein hierbei bemüht, den Gedanken der Innen-
entwicklung folgend, wo möglich und sinnvoll, durch Nachverdichtungsmöglichkeiten und Nachnutzungs-
entwicklungen auf die bestehende Nachfrage zu reagieren und diese bevorzugt vor der Inanspruchnahme 
zusätzlicher Flächen zu entwickeln. Beispielhaft sei hier das 2023 als Nachnutzung realisierte Krügel Areal 
benannt.  
 
Insbesondere im Kernort ist die Stadt Stein bemüht, die Entwicklung von nicht mehr genutzten Grundstü-
cken und Gebäuden im Sinne der Nachverdichtung zu forcieren. Hiermit soll dafür Sorge getragen werden, 
dass die zusätzliche Flächeninanspruchnahme in den Randbereichen von Stein und das damit einherge-
hende Wachsen der Siedlungsstrukturen in den Außenbereich gebremst wird. Gleichzeitig soll hiermit auch 
den in der Landes- und Regionalplanung dargelegten Zielen und Grundsätzen der Innen- vor Außenent-
wicklung Rechnung getragen werden. Gerade in der Innenentwicklung zeigen sich aber immer wieder er-
hebliche Herausforderungen, da gerade die Entwicklungsbereitschaft der privaten Eigentümer ein nur 
schwer überwindbares Hindernis in der Flächenentwicklung darstellt.  
 
Zur geordneten Entwicklung der Siedlungsstrukturen im Stadtgebiet bedient sich die Stadt regelmäßig der 
bauleitplanerischen Instrumente des BauGB in Form der Aufstellung von Bebauungsplänen. Die städte-
baulichen Entwicklungsziele der Bauleitplanung sind dabei, zu einem gewissen Grad die Schlussfolgerung 
der damaligen städtebaulichen Gesamtentwicklungsziele für Stein.  
 
Zwischenzeitlich zeigt sich aber, dass diese Entwicklungsziele teilweise einer Anpassung und Überarbei-
tung zugeführt werden müssen, um den neuen Herausforderungen gerecht zu werden. Klimawandel, An-
sprüche an Klimaschutz und Beschränkung der Flächeninanspruchnahme, wirtschaftliche Herausforderun-
gen, Zuwanderung, Wohnungsnot, aber auch die geopolitischen Veränderungen erfordern eine Überprü-
fung bisheriger planungsrechtlicher Bestimmungen für innerörtliche Bebauungspläne. Verdichtetes Bauen, 
Erhöhung der zulässigen Baumasse und Bauhöhe werden zunehmend zwingend erforderlich, wenn für die 
Bevölkerung in angemessener Weise Wohnungen angeboten werden sollen. Die Gesetzgebung hat hierzu 
in der jüngeren Vergangenheit bereits Schritte unternommen. Die Mindestabstandsflächen der bayerischen 
Bauordnung wurden reduziert. Das Ziel des Bundesgesetzgebers jährlich im Bundesgebiet 400.000 neue 
Wohnungen für die Bevölkerung entstehen zu lassen, ist aber aktuell nicht erreichbar. Zu einem gewissen 
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Grad trägt hierzu auch „altes“ Bauplanungsrecht bei, welches eine dichtere oder höhere Bebauung teil-
weise ausschließt. 
 
Für die Stadt Stein ist es daher als vertretbar zu erachten, Bereiche, in denen eine Nachnutzung von leer-
stehenden Objekten oder untergenutzte Grundstücke erkennbar sind, einer Weiterentwicklung zuzuführen. 
Im Regelfall ist im Stadtgebiet hierfür an vielen Stellen eine Anpassung des bestehenden Planungsrechtes 
erforderlich. Der Bebauungsplan stellt hierbei für die Stadt Stein das geeignete Mittel dar, die öffentlichen 
und privaten Belange im Zuge der sorgsamen Abwägung zwischen notwendiger Verdichtung und Schaf-
fung von Wohnraum mit dem Schutzansprüchen der Nachbarschaft zu behandeln und einen ausgewoge-
nen Kompromiss aller Interessenslagen zu erzeugen. Das planungsrechtliche Verfahren des Bebauungs-
plans gibt hierbei durch die Öffentlichkeitsbeteiligung auch die angemessene Möglichkeit, dass sich diese 
in das Verfahren einbringen kann. Im Zuge des Diskurses kann aufbauend hierauf die sachgerechte Ab-
wägung und städtebaulich vertretbare Gesamtentwicklung des Stadtgebietes von Stein positiv gesteuert 
werden. 
 
Im vorliegenden Fall ist eine solche Situation gegeben. Die Stadt Stein stand hier vor der Frage, ob und 
wie die grundsätzlich zu befürwortenden Nachverdichtungsabsichten im Bestand planungsrechtlich ange-
messen unterstützt werden können. Hierzu wurde eine entsprechende Diskussion in den Gremien der Stadt 
Stein geführt, in deren Ergebnis die grundsätzliche Unterstützung der Nachverdichtungsabsichten im vor-
liegenden Umfeld bejaht wurde. Im Weiteren wurde über hierzu anzustrebende Vorgehensweise diskutiert. 
Im Raum standen die Optionen einer allgemeinen Änderung des Planungsrechtes des betreffenden Be-
bauungsplans in seiner Gesamtheit, einer Aufhebung des Planungsrechtes oder eine Teiländerung in Be-
reichen, in den klare Weiterentwicklungsabsichten erkennbar oder bekannt sind.  
 
Der Gesamtumgriff des Bebauungsplans Nr. 11 „Am Vogelherd“ beträgt ca. 3,6 ha und überspannt hierbei 
einen Bereich von Wohnnutzungen aber auch umfangreiche Gehölzstrukturen im Übergang zum Talraum 
der Rednitz im Spannungsfeld. Konkrete Entwicklungsabsichten konnten aktuell aber nur im nun überplan-
ten Bereich festgestellt werden. Die Bereiche mit den festgesetzten Grünflächen im Übergang um Talgrund 
wurden zudem in der Abwägung als weiterhin städtebaulich geeignet und erforderlich angesehen, so dass 
hier keine Änderung des Planungsrechtes angezeigt war.  
 
Eine Gesamtüberplanung des Bebauungsplans wurde daher nach sorgsamer Würdigung als ungeeignet 
erachtet. Städtebaulich ist es vielmehr als sinnvoller zu erachten, durch eine gezielte Änderung in Teilbe-
reichen Nachverdichtungsoptionen zu eröffnen, ohne die städtebaulich vorgenommene Gesamtentwick-
lung insgesamt in Frage zu stellen. Eine Aufhebung des Planungsrechtes als Alternative wurde durch die 
Stadt Stein nach Prüfung ebenfalls verworfen, da hiermit die Steuerungsmöglichkeiten der Bebauung durch 
die Kommune nicht mehr im planerisch benötigten Maße gegeben wären. Im vorliegenden Fall ist hier im 
Besonderen die Fragestellung der verträglichen Höhenentwicklung und gleichzeitig aber auch einer gewis-
sen Begrenzung der Baudichte zu benennen, welche einer städtebaulich verträglichen Regelung bedarf. 
Im Ergebnis dieser Diskussion wurde daher beschlossen, eine Änderung des bestehenden Planungsrech-
tes nur in dem Bereich vorzunehmen, in dem das Nachnutzungspotenzial aktuell städtebaulich zu erwarten 
ist.  
 
Seitens der Gremien der Stadt Stein wurde daher nochmals intensiv diskutiert, ob in diesem Fall tatsächlich 
das städtebauliche Erfordernis besteht, das bestehende Planungsrecht einer Überarbeitung in diesem Teil-
bereich zuzuführen. Im Ergebnis wurde dies auch nach intensiver in den Gremien mehrheitlich bejaht und 
beschlossen für diesen Teilbereich die 2., qualifizierte Änderung des Bebauungsplans aufzustellen. Auch 
wenn hiermit mit nur in einem kleineren Teilbereich eine Nachverdichtung und Nachnutzung ermöglicht 
wird, sind die Vorteile der verträglichen Nachverdichtung auch in kleinem Rahmen als wichtige Maßnahme 
zur Minimierung der zusätzlichen Flächeninanspruchnahme und Erhalt der Bevölkerungsstrukturen zu er-
achten. 
 
Ein Verzicht auf die Planungen – als Alternative zur Änderung des bestehenden Planungsrechtes – ist aus 
Sicht der Stadt Stein nicht als geeignetes Entwicklungsinstrument anzusehen. Eine Umsetzung der Nach-
nutzung in diesem Bereich wäre u.U. nicht zu erwarten. Vielmehr würde auch weiterhin ein Zustand aus 
Leerstand und teilweise auch Unternutzung der Grundstücke bestehen bleiben.  
 
Durch die Änderung des Bebauungsplans besteht aus Sicht der Stadt Stein die Möglichkeit die Belange 
des Ortsbilds bei der Nachverdichtung angemessen zu berücksichtigen und gleichzeitig, aber auch aktuel-
len Wohntrends im verträglichen Rahmen Rechnung zu tragen.  
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Mit der vorliegenden Planung soll auch weiterhin die Wohnnutzung im Vordergrund stehen. Ziel ist es hier-
bei die Bebaubarkeit der Grundstücke zu verbessern und an die aktuellen Rahmenbedingungen anzupas-
sen. Folgende in § 1 Abs. 6 Nrn. 1, 2, 5, 7a, 7c, 7e, 7f, 7j und 14 BauGB genannte Planungsleitlinien stehen 
hierbei im Vordergrund: 

• Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der 
Wohn- und Arbeitsbevölkerung 

• Die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere auch von Familien […], die Schaffung und 
Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, […] und die Anforderung kostensparenden Bauens 
sowie der Bevölkerungsentwicklung 

• Die Belange der Baukultur, […] die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes 

• die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsge-
füge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, 

• Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung 
insgesamt 

• Die Vermeidung von Emissionen und der sachgerechte Umgang mit […] Abwässern 

• Die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie 

• Die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes […] 

• Die ausreichende Versorgung mit Grün- und Freiflächen 
Mit der Planung werden unter anderem folgende allgemeine Ziele und Zwecke verfolgt: 

• Sicherstellung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung nebst Herbeiführung einer planungs-
rechtlichen Genehmigungsfähigkeit für Wohnbaunutzungen  

• Verbesserung der städtebaulich sinnvollen Grundstücksnutzung 

• Beachtung der Altersstrukturen von Stein 

• Berücksichtigungen der Auswirkungen des Klimawandels 

• Gewährleistung eines angemessen sparsamen Umgangs mit Grund und Boden  

• Berücksichtigung der Belange von Natur und Landschaft und der relevanten Schutzgüter 
 

Alternative Planungsstandorte 
Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um eine Weiterentwicklung des bestehenden Bauplanungs-
rechtes im Innenbereich. Die geplanten Maßnahmen erfüllen die Vorgaben des Vorrangs der Innenent-
wicklung, so dass von einer Prüfung alternativer Planungsstandorte abgesehen werden kann. Der Plan-
nullfall wurde, wie dargelegt, im Abwägungsprozess geprüft, im Ergebnis aber für ungeeignet und unver-
hältnismäßig erachtet.  

 

3. Planungsrechtliche Voraussetzungen 
 
3.1 Übergeordnete Planungen 
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne an die Ziele des Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP), 
zurzeit Fassung vom 01.06.2023, anzupassen. Einzelne für Stein relevante Aspekte der überregionalen 
Planungen beziehen sich daher, unter Berücksichtigung der geltenden Fortschreibungen des Regional-
plans, noch auf das LEP in der Fassung von 2006.  
 
Im Rahmen des LEP wurde Stein als Teil des gemeinsamen Mittelzentrum mit Oberasbach und Zirndorf 
im Verdichtungsraum von Nürnberg, Fürth und Erlangen definiert. Auf Ebene des Regionalplans wurde 
Stein als Siedlungsschwerpunkt im großen Verdichtungsraum Nürnberg/Fürth/Erlangen bestimmt.  
 
Das LEP erklärt in Absatz 1.1.1 zum Ziel (Z) „in allen Teilräumen […] gleichwertige Lebens- und Arbeits-
bedingungen zu schaffen oder zu erhalten. Die Stärken und Potenziale der Teilräume sind weiterzuentwi-
ckeln.“ Als weiteres zentrales Anliegen ist im LEP der Grundsatz (G) formuliert „die raumstrukturellen Vo-
raussetzungen für eine räumlich möglichst ausgewogene Bevölkerungsentwicklung des Landes und seiner 
Teilräume zu schaffen (LEP 1.2.1)“. 
 
Unter 2.2.7 wird als Grundsatz (G) ausgeführt, dass Verdichtungsräume so entwickelt und geordnet werden 
sollen, dass […] sie bei der Wahrnehmung ihrer Wohn-, Gewerbe- und Erholungsfunktionen eine räumlich 
ausgewogene sowie sozial und ökologisch verträgliche Siedlungs- und Infrastruktur gewährleistet ist. Zu-
dem sollen Missverhältnisse bei der Entwicklung von Bevölkerungs- und Arbeitsplatzstrukturen entgegen-
gewirkt werden. 
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In der Begründung (B) zu 2.2.7 wird erläutert, dass Verdichtungsräume langfristig als attraktiver und ge-
sunder Lebens- und Arbeitsraum für die Bevölkerung zu entwickeln sind. Eine wichtige Voraussetzung 
dafür ist u.a. ein qualitativ hochwertiges, möglichst preiswertes Wohnungsangebot mit günstiger Erreich-
barkeit von Arbeitsstätten.  
 
Für die Siedlungsstrukturen sollen dabei als Grundsatz (G) „Flächensparende Siedlungs- und Erschlie-
ßungsformen unter Berücksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden (LEP 3.1)“.  
 
Im gleichen Abschnitt wird ebenfalls als Grundsatz formuliert, dass „die Ausweisung von Bauflächen […] 
an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter besonderer Berücksichtigung des demographischen 
Wandels und seiner Folgen ausgerichtet werden“ soll. Als Ziel des LEP (Z) sollen „in den Siedlungsgebieten 
die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung möglichst vorrangig genutzt werden.  
 
Als Grundsatz des LEP (G) ist in der Abwägung bei den Planungen zu beachten: „Die Zersiedelung der 
Landschaft, insbesondere ungegliederte bandartige Strukturen sollen vermieden werden. Als Ziel (Z) wir 
im gleichen Abschnitt formuliert „Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Sied-
lungseinheiten auszuweisen.“ (vgl. LEP3.3).“ 
 
Diesen Zielen trägt die Stad Stein mit den Planungen in der Abwägung aller Belange Rechnung.  
 
Raumstrukturelle Entwicklung und zentrale Orte 
Der Regionalplan der Region Nürnberg beschreibt als grundsätzliche Entwicklungsabsicht: 
 
„Die herausragende Bedeutung der Region Nürnberg innerhalb Bayerns, Deutschlands und Europas soll 
auch im Interesse einer ausgewogenen Entwicklung des Freistaates Bayern weiter gestärkt werden.“  
(RP7 1.1). „Die natürlichen Lebensgrundlagen, die landschaftliche Schönheit und Vielfalt sowie das reiche 
Kulturerbe sollen bei der Entwicklung der Region gesichert werden. Die wirtschaftliche, siedlungsmäßige 
und infrastrukturelle Entwicklung soll unter dem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit erfolgen.“ (Vgl. RP7 1.6)  
 
„Die Region Nürnberg soll so entwickelt werden, dass die Funktionsfähigkeit der unterschiedlich  
strukturierten Teilräume gewährleistet wird und sich die wesentlichen Funktionen in den einzelnen Teilräu-
men möglichst gegenseitig ergänzen und fördern“ (vgl. RP7 2.1.1).  
 
Im Stadt- und Umlandbereich Nürnberg/Fürth/Erlangen soll der Erhaltung und Weiterentwicklung der noch 
vorhandenen polyzentralen Siedlungsstruktur besondere Bedeutung beigemessen werden. Stein wird da-
bei gem. RP 7 (Z) 2.2.1.3 als Siedlungsschwerpunkt bestimmt.  
 
Die Siedlungsschwerpunkte sollen zentralörtliche Versorgungsaufgaben im Stadt- und Umlandbereich des 
großen Verdichtungsraumes Nürnberg/Fürth/Erlangen übernehmen und zu einer Ordnung der Siedlungs-
entwicklung beitragen (Vgl. RP 7 (Z) 2.2.2.3). Die Siedlungsentwicklung soll sich hierbei gem. 3.1.2 „in der 
Regel in allen Gemeinden im Rahmen einer organischen Entwicklung vollziehen.“ Zum Wohnungswesen 
wird ausgeführt, dass „mit der Neuerrichtung von Wohnungen […] auf eine Verbesserung der Wohnungs-
versorgung […] hingewirkt werden soll (Vgl. RP7 3.2.2)  
 
Den relevanten Zielen der Regional- und Landesentwicklung trägt die Stadt Stein hinsichtlich der beach-
tenswerten Grundsätze in der Abwägung aller Belange mit dem vorliegenden Bebauungsplan Rechnung. 
Die Anpassungspflicht an die Ziele, insbesondere der Landesentwicklung, wird mit der vorliegenden Pla-
nung hinreichend gewährleistet.  
 
Die Flächen des Planungsgebietes sind im wirksamen Flächennutzungsplan als Wohnbauflächen darge-
stellt. Die geplante Änderung des Bebauungsplans entwickelt sich somit aus dem wirksamen Flächennut-
zungsplan. Weitere relevante übergeordnete Planungen liegen für den Änderungsbereich nicht vor.  
 
Das ursprünglich im Änderungsbereich befindliche Wasserschutzgebiet wurde aufgelöst und ist nicht mehr 
relevant. Östlich grenzen an den Änderungsbereich Flächen des Landschaftsschutzgebiets LSG Stein an.  
 

3.2 Überprüfung des Wohnbauflächenbedarfs und Strukturdaten  
Die zur Überplanung vorgesehene Fläche ist grundsätzlich als vorrangig zu entwickelndes Innenentwick-
lungspotenzial zu erachten. Neben der rechtlichen Planungserfordernis ist aber auch die faktische Pla-
nungserfordernis zu prüfen. Hierzu wurden die Strukturdaten von Stein auf den Bedarf für die Schaffung 
von zusätzlichem Wohnraum im Stadtgebiet untersucht.  
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Die Einwohnerzahl für Stein wird zum 31.12.2021 lt. der Veröffentlichung des Landesamtes für Statistik mit 
14.329 Einwohnern angegeben.  
 
Rückblickend bis in das Jahr 2012 ist die Entwicklung der Bevölkerung in Stein als steigend zu erachten. 
Die Einwohnerzahl wurde im Jahr 2012 mit 13.643 angegeben. Dies entspricht einer Bevölkerungszu-
nahme von ca. 5 %. Der Landkreis Fürth verzeichnete zum Stichtag 31.12.2021 eine Bevölkerung von 
119.432 Einwohner. Im Jahr 2012 wurden im Landkreis 113.959 Einwohner ermittelt. Auch der Landkreis 
Fürth zeigt somit positive Entwicklungstendenzen. Die Bevölkerungszunahme in der Vergangenheit beläuft 
sich auf ca. 4,8 %. Die Entwicklung der Stadt Stein bewegt sich somit im unterdurchschnittlichen Rahmen 
der Gesamtentwicklung des Landkreises.  
 
In der Bevölkerungsvorausrechnung ergibt sich bis einschließlich 2041 laut den Angaben des bayerischen 
Landesamtes für Statistik für den Landkreis Fürth eine Zunahme der Bevölkerungszahlen um lediglich  
0,5 %. Der Anteil der jüngeren und älteren Bevölkerungsschichten wird hierbei leicht bzw. deutlich zuneh-
men, während der Anteil der mittleren Altersstrukturen erkennbar zurückgehen wird. Deutlich steigend wird 
der Anteil der über 65-Jährigen. Insgesamt wird bis zum Jahr 2041 mit einer Bevölkerungszunahme auf 
ca. 120.000 Bewohner gerechnet.  
 
Während die statischen Prognosen auf aktualisierten Berechnungen aus dem Januar 2023 beruhen, sind 
für die Stadt Stein lediglich Prognosen aus dem Jahr 2021 verfügbar. Der im August 2021 veröffentliche 
Demographiespiegel des bay. Landesamtes für Statistik sieht für Stein bis 2039 eine vom allgemeinen 
Trend des Landkreises abweichende Entwicklung voraus.  
 
Gem. den Ermittlungen der Statistiker soll es zu einer leichten Zunahme der Bevölkerungsentwicklung um 
2,8 % bis 2039 kommen. In der Theorie der Statistiker wird davon ausgegangen, dass sich bis 2039 eine 
Bevölkerungsgröße von ca. 14.500 Einwohner im Stadtgebiet angesiedelt haben wird. Der „Höhepunkt“ 
der Bevölkerungsgröße wird für die Jahre 2028 -2039 mit ca. 14.500 Einwohner angenommen.  
 
Die Realität zeigt aber deutlich, dass diese Annahmen der Statistiker von den tatsächlichen Entwicklungen 
im Stadtgebiet abweichen. Bereits im Jahr 2021 waren im Einwohnermelderegister der Stadt Stein insge-
samt 14.888 Einwohner verzeichnet. Aktuell verzeichnet das Einwohnermeldeamt insgesamt 14.847 Ein-
wohner mit Hauptwohnsitz und 375 Einwohner mit Nebenwohnsitz in Stein. Selbst bei ausschließlicher 
Annahme der mit Hauptwohnsitz in Stein gemeldeten Einwohner ergibt sich eine positive Abweichung von 
347 Bewohnern gegenüber der Prognose des Landesamtes für Statistik für 2039. Gegenüber dem Jahr 
2012 ergibt sich hieraus eine positive Bevölkerungsentwicklung von ca. 3,6 %.  
 
Die seitens der Statistiker erwartete nur leichte Zunahme der Bevölkerungsentwicklung steht damit in ei-
nem gewissen Widerspruch zu den faktisch erkennbaren Trends. Stein verfügt über eine gutes Infrastruk-
turnetz mit sehr guter Anbindung an die überörtlichen Verkehrserschließungen, ein gutes ÖPNV-Netz und 
sehr gutes Arbeitsplatzangebot. Die Stadt Stein versucht hierbei den Anteil der wohnortnahen Arbeitsplätze 
weiter zu maximieren, um den Auspendleranteil der Bevölkerung weiter zu minimieren. Auch die Versor-
gungsmöglichkeiten der Bevölkerung sind als grundsätzlich gut zu erachten. Stein stellt insgesamt einen 
hochattraktiven Wohn- und Lebensort für die lokale Bevölkerung aber auch für den Zuzug aus dem Bal-
lungsraum und dem überregionalen Umland dar.  
 
Im Stadtgebiet hat es, bedingt durch die geopolitischen Veränderungen und die Kriegshandlungen in der 
Ukraine einen erkennbaren Zuzug von Flüchtlingen gegeben. Soweit möglich wurden diese vorübergehend 
in Privathaushalten, zum Teil für die Nutzerzahlen aber auch zu kleinen Wohneinheiten untergebracht. Es 
ist davon auszugehen, dass zumindest ein Teil dieser Bewohner auch langfristig im Stadtgebiet verbleiben 
wird, sich aber in ihren Wohnverhältnissen verändern müssen, so dass hieraus ein zusätzlicher Bedarf an 
Wohnland entsteht. Die aktuellen geopolitischen Rahmenbedingungen und aber auch der globale Klima-
wandel lassen auch zukünftig Wanderungsbewegungen erwarten, welche zu einem weiteren Zuzug in die 
sowohl wirtschaftlich als auch hinsichtlich der Lebensbedingungen und zentralen Lage attraktiven Region 
und somit auch im Stadtgebiet führen. Die Bemühungen der Stadt Stein für eine positive Gesamtentwick-
lung der Kommune steigern die Attraktivität der Stadt weiter und werden zu einem weiteren Zuzug nach 
Stein führen.  
 
Insgesamt wird die eher zurückhaltende erwartete Entwicklung der Stadt Stein, wie von den Statistikern 
dargestellt, am unteren Rand der realistisch zu erwartenden Entwicklung erachtet. Tatsächlich ist aus der 
Stadt Stein konservativ betrachtet von einer Bevölkerungszunahme von mindestens 3 - 5 % bis 2039 aus-
zugehen. Hieraus leitet sich ein erkennbarer Bedarf an zusätzlichen Wohnbauflächen ab.  



Stadt Stein – Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan Nr. 11 „Am Vogelherd“  
2., qualifizierte Änderung“  
Begründung im Stand des Vorentwurfes gem. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB vom 23.11.2023 

 

Ingenieurbüro Christofori und Partner, Gewerbestraße 9, 91560 Heilsbronn 

Telefon: 09872/ 95 711 – 0 • Telefax: 09872/ 95 711 – 65  Seite 9 von 33 
 

 
Die Haushaltsgröße ermittelt sich zum Stichtag 31.12.2021 auf Basis der Angaben des Landesamtes für 
Statistik Bayern (Bezugsgröße des Demographiespiegels 2021) für Stein mit durchschnittlich 1,88 Einwoh-
nern pro Haushalt. Im gesamten Landkreis Fürth ergibt sich für das gleiche Bezugsjahr eine Haushalts-
größe von durchschnittlich 2,02 Bewohnern. Es zeigen sich somit, im Verhältnis, bereits kleine durch-
schnittliche Haushaltsgrößen, welche der verdichteten Siedlungsentwicklung und Nähe zur Metropole 
Nürnberg geschuldet ist. Gemäß den allgemeinen Entwicklungen der Bevölkerungsstruktur sowie der 
Haushaltsgrößen geht man davon aus, dass sich die Haushaltgröße in der Zukunft deutlich reduzieren 
wird. Dies wird sich auch in Stein zu einem gewissen Grad noch entsprechend weiter vollziehen.  
 
Das Statistische Bundesamt (Destatis) geht in seiner Veröffentlichung „Entwicklung der Privathaushalte bis 
2040“ vom 02.03.2020 davon aus, dass sich die durchschnittliche Haushaltsgröße in der Trendvariante auf 
ca. 1,92 Bewohner absenken wird. Aber auch in der Status Quo Variante wird von einer Absenkung auf  
ca. 1,96 Bewohner ausgegangen.  
 
Grundsätzlich ist auch für Stein davon auszugehen, dass sich die Durchschnittsgröße der Haushalte weiter 
absenken wird. Im Vergleich der Jahre 2021 und 2018 ist festzustellen, dass sich der Bestand an Wohnun-
gen von 2018 zu 2021 von 7.427 Wohnungen im Jahr 2018 auf 7.609 Wohnungen im Jahr 2021 leicht 
erhöht hat (+ 2,5 %). Der Anteil der 1 und 2 Zimmer Wohnungen hat sich hierbei von insgesamt 1.057 
Wohnungen auf 1.089 Wohnungen leicht erhöht. Gerade durch die älter werdende Bevölkerung und den 
allgemeinen Trend hin zu kleineren Haushaltsgrößen wird somit auch in Stein ein zusätzlicher Bedarf an 
Wohnungen entstehen. Dieser als „Auflockerung“ der Bevölkerung bezeichnete Effekt erzeugt ebenfalls 
einen gewissen zusätzlichen Wohnbaulandbedarf, welcher in die Gesamtbetrachtung des Wohnbauflä-
chenentwicklung einfließt. Aus Sicht der Stadt Stein ist hierbei ein Auflockerungsfaktor von ca. 0,1 % pro 
Jahr als konservativ realistisch zu erachten. Dies entspricht einer Reduzierung der durchschnittlichen 
Haushaltsgröße bis zum Jahr 2040 auf ca. 1,85 Bewohner. Dies entspricht einer relativ kleinen Haushalts-
größe, welche auch unterhalb der statisch im Bundesdurchschnitt erwarteten Trends liegt, ist aber aufgrund 
der Ausgangslage sowie der Nähe zu den Großstädten und der bereits vorhandenen dichten Siedlungs-
strukturen als realistisch zu erachten.  
 
Mit der konservativen Annahme der Statistiker 
einer positiven Entwicklung der Bevölkerung 
von 2,8 % bis 2041 sowie der Annahme eines 
jährlichen Auflockerungsbedarfs von 0,10 % 
wurde eine Wohnbauflächenprognose mit dem 
seitens des Landesamtes für Umwelt bereitge-
stellten Flächenmanagementprogramms durch-
geführt. Die Ergebnisse sind in nebenstehender 
Abbildung dargestellt. 
 
Es zeigt sich, dass für Stein bis 2041 mit einem 
zusätzlichen Wohnbaulandbedarf von bis zu ca. 
9,2 ha zu rechnen ist.  
 
Dem Bedarf gegenüberzustellen, sind die sog. 
Innenentwicklungspotenziale, bestehend aus 
bekannten Brachflächen und unbebauten 
Grundstücken innerhalb des Siedlungszusam-
menhangs sowie erkennbar untergenutzte oder leerstehende Gebäude. Weiterhin einzubeziehen, sind be-
reits für eine Siedlungsentwicklung vorgesehen Flächen innerhalb des Siedlungszusammenhangs. Die hier 
überplanten Flächen fallen unter dieses Flächenpotenziale, so dass die vorliegende Planung grundsätzlich 
ihm Rahmen der Innenentwicklungspotenziale zu werten und entsprechend zu entwickeln ist. Ein ausrei-
chender Bedarf ist aus Sicht der Stadt Stein gegeben.   

 
3.3 Umweltprüfung in der Bauleitung 
Der Bebauungsplan wird gem. dem Verfahren nach § 13 a BauGB ausgeführt. Von der Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB, vom Umweltbericht nach § 2 a BauGB, von den Angaben nach § 3 Abs. 2 Satz 2 
BauGB sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB wird abgesehen. Hin-
sichtlich der Artenschutzrechtlichen Belange wurde eine gesonderte Überprüfung vorgenommen. Diese 
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wird in Kapitel 16 dieser Begründung gesondert erläutert. Die Umweltbelange wurden trotz des zuvor dar-
gelegten Entfalls einer Verpflichtung hierzu in einer zusammenfassenden Kurzform abgebildet. 
 

3.4 Naturschutzrechtliche Eingriffs-/ Ausgleichsregelung 
Gemäß den Maßgaben des § 13a BauGB wird von einer Eingriffs-/Ausgleichsregelung bei der vorliegenden 
Planung abgesehen, da der Eingriff entsprechend § 13 a Absatz 2 Nr. 4 BauGB bereits als im Sinne des  
§ 1 a Absatz 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig zu erachten ist. 
Artenschutzrechtliche Belange werden gesondert abgewogen. 
 
4. Allgemeine Lage des Baugebietes 
Der Geltungsbereich der Änderung befindet sich Südosten der Kernstadt von Stein am Ostrand der Wohn-
strukturen des „Vogelherdes“. 

© Kartendarstellung: Bayerische Vermessungsverwaltung 2023 
 

Der Änderungsbereich wird im Süden und Westen von Wohnbaustrukturen umgeben. Im Osten grenzt der 
Seeweg, welcher als Fuß- und Radweg sowie Anliegerweg ausgewiesen ist und daran mit Bäumen und 
Sträuchern bewachsene Flächen im Übergang zum Talraum der Rednitz, an. Im Norden grenzen die 
Parkstrukturen einer städtischen Erholungsfläche (Stadtpark) an. 
 
Der genaue Umgriff des Geltungsbereiches ist aus dem Planblatt zur 2., qualifizierten Änderung des Be-
bauungsplans Nr. 11 „Am Vogelherd“ zu entnehmen. Der Geltungsbereich umfasst die Grundstücke mit 
folgenden Flurstücknummer zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungsplans: Flurnummer 536/20 und 
536/22, jeweils Gemarkung Stein, sowie eine Teilfläche des Flurstücks mit der Flurnummer 536, Gemar-
kung Stein. Die Flächengröße des Änderungsbereichs umfasst ca. 3.408 m².  
 

5. Bestandsverhältnisse innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches 
 
5.1 Allgemeines und Darstellung im Flächennutzungsplan der Stadt Stein 
Die Flächen im Planungsgebiet werden aktuell bereits als Siedlungsflächen genutzt. Für sie besteht grund-
sätzlich bereits Bauplanungsrecht in Form der Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 11 
„Am Vogelherd“. Auf allen Grundstücken sind bereits Wohngebäude errichtet. In einem Fall ist dieses je-
doch seit mehreren Jahren nicht mehr genutzt und steht leer. Die zur Überplanung vorgesehenen Flächen 
sind  im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Stein als Wohnbaufläche dargestellt. Die vorliegende 
Änderung des Bebauungsplans entwickelt sich somit aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans.  

Planungsgebiet 
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5.2 Topografie 
Topografisch liegt der Änderungsbereich in einem nach Osten fallenden Gelände. Auf einer Länge von ca. 
45 m fällt das Gelände um ca. 4,5 m.  Die Flächen liegen im Übergangsbereich zwischen dem Plateau der 
Siedlungsstrukturen von Stein und dem Talgrund der Rednitz. Der Seeweg bildet eine Übergangsterrasse 
zum Talgrund hin. Bis zur Rednitz fällt das Gelände von dort um weitere 9 m ab.  
 
5.3 Verkehrserschließung 
Der Änderungsbereich ist verkehrstechnisch über den Seeweg am Ostrand sowie teilweise auch über einen 
Privatweg an die Straße „Am Vogelherd“ erschlossen. Beide Straßen münden in die Deutenbacher Straße 
ein, über welche die Innenstadt sowie weitere übergeordnete Erschließung erreicht werden kann.  
 
Der Seeweg ist als Geh- und Radweg ausgewiesen. Eine Befahrung durch die Anlieger der bestehenden 
Wohnnutzungen am Seeweg wurde aber freigegeben. Gesonderte Geh- oder Radwegerschließungen sind 
im Planungsgebiet nicht vorhanden.  
 
Die nächste Haltestelle des ÖPNV befindet sich direkt an der Einmündung des Seewegs in die Deutenba-
cher Straße.  An der dortigen Haltestelle „Forum Stein“ besteht Anschluss an die Buslinie 154 in Richtung 
Zirndorf und Eckershof.  
 

5.4 Ver- und Entsorgung 
Der Änderungsbereich ist an die Medien der Ver- und Entsorgung angeschlossen. Es bestehen entspre-
chende Hausanschlüsse. Alle Ver- und Entsorgungsleitungen befinden sich im Bereich der Straße „Am 
Vogelherd“. Die Strom- und Wasserversorgung erfolgt durch die Stadtwerke Stein. Die Anschlussleitungen 
zu den im Änderungsbereich befindlichen Grundstücken ist teilweise über privatrechtliche Grunddienstbar-
keiten geregelt. In der Straße „Am Vogelherd“ verläuft ein Mischwasserkanal DN 500. Die überplanten 
Flächen sind grundsätzlich im abwassertechnischen Entwurf als im Mischsystem entwässerte Flächen be-
rücksichtigt. Die Telekommunikations- und Breitbandanbindung ist aus den bestehenden Netzen des Ver-
sorgers gewährleistet. Auch hier bestehen teilweise privatrechtliche Grunddienstbarkeiten für die erforder-
lichen Hausanschlussleitungen.  
 
5.5  Denkmäler 
Der BayernAtlas des bayerischen Staatsministeriums der Finanzen und Heimat  
(www.bayernatlas.de, zuletzt eingesehen am 09.11.2023) zeigt zum aktuellen Zeitpunkt unter Zuschaltung 
der Fachschalen Baudenkmäler, Bodendenkmäler und Naturdenkmäler für das Planungsgebiet keine be-
kannten Baudenkmäler. Bodendenkmäler sind zum aktuellen Zeitpunkt im Planungsgebiet ebenfalls nicht 
bekannt. Gleiches gilt auch für Naturdenkmäler. Auch im unmittelbaren näheren städtebaulichen Umfeld 
sind keine entsprechenden Denkmäler verzeichnet.  
 
5.6 Naturraum, Hoch- und Trinkwasserschutz und Biotope 
Der Änderungsbereich weist keine bedeutenden naturräumlichen Funktionen auf. Am Ostrand der über-
planten Flächen wurden im Zuge der Aufstellung des Ur-Bebauungsplans jedoch als Grünflächen mit 
Baumbesatz zu entwickelnde bzw. zu erhaltende Flächen bestimmt. Auf einer Tiefe von ca. 8 m befinden 
sich dort Grünfläche, teilweise naturnah entwickelt, welche mit altem Baumbestand besetzt sind. Teilweise 
wurden dort Bäumen aus Verkehrssicherungsgründen in jüngerer Zeit entfernt. Der Baumbestand besteht 
zum Teil aus Laubbäumen (Eichen, Buchen), zum Teil aber auch aus Nadelgehölzen. Die Gehölzstrukturen 
setzen sich östlich des Seeweges intensiv an der Hangkante im Übergang zum Talraum der Rednitz fort. 
 
Innerhalb des Planungsgebietes befinden sich über die Fläche verteilt weitere Baum-, Hecken- und Ge-
hölzbestände, welche zumindest teilweise erhaltenswürdig sind.  
 
Die Gehölzstrukturen am Ostrand des Änderungsbereiches sowie die weiter östlich befindlichen Gehölze 
bilden eine Abgrenzung der westlich davon befindlichen Siedlungsnutzungen von Stein zum Talraum der 
Rednitz. Sie wirken als „Abschirmung“ des Talraumes und stellen ein wichtiges Biotopvernetzungsobjekt 
im Stadtgebiet von Stein dar. Die nördlich des Änderungsbereichs befindlichen Parkflächen mit intensivem 
Baumbesatz setzen diese Funktion fort und bilden zusammen im lokalen Umfeld eine „grüne Lunge“, wel-
che neben ihrer Erholungsfunktion für die Bürger von Stein auch ein gutes Habitat für die Fauna bildet.  
 
Im Westen und Süden des Änderungsbereiches grenzen umfangreiche Siedlungsstrukturen von Stein an. 
Dort sind keine räumlich prägenden Strukturen vorhanden.  
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Das Plangebiet ist der Haupteinheit dem Fränkischen Keuper-Liasland und in der Untereinheit dem Vorland 
der mittleren Frankenalb zuzuordnen. Die durchschnittliche Jahrestemperatur ist mit ca. 8,0 ° anzunehmen. 
Die mittlere Niederschlagshöhe beläuft sich im Sommerhalbjahr auf ca. 350 – 400 mm und im Winterhalb-
jahr auf ca. 250 – 300 mm.  
 
Gemäß bay. Fachinformationssystem „Natur“ (FINWEB) sind keine gem. Art. 23 Bayerisches Naturschutz-
gesetz oder gem. § 30 Bundesnaturschutzgesetz biotopgeschützte Strukturen in den überplanten Flächen 
vorhanden. Dies gilt auch für das relevante städtebauliche Umfeld.   
Östlich grenzt das Landschaftsschutzgebiet Stein an. Weiterhin befindet sich im Talraum der Rednitz das 
FFH-Schutzgebiet 6632-371 „Rednitztal in Nürnberg“. Auswirkungen auf das FFH-Schutzgebiet ergeben 
sich aus den Planungen nicht. 
 
Die potenziell natürliche Vegetation ist im gem. Fachinformationssystem Natur des Landes Bayern der 
Ordnung M2a Flattergras-Buchenwald. Durch die Lage innerhalb der bestehenden Siedlungsstrukturen ist 
bei Verzicht auf die Planung nicht mit einer entsprechenden Funktionserfüllung zu rechnen.  
 
Das Ursprungsgebiet gebietseigenem Saatgut ist die Region 12 „Fränkisches Hügelland“. Das Vorkom-
mensgebiet gebietseigener Gehölze ist die Region 5.1 „Süddeutsches Hügel- und Bergland, Fränkische 
Platten und Mittelfränkisches Becken“.  
 
Die Änderungsbereiche befinden sich außerhalb von Hochwasserretentions- oder Risikoräumen. Es befin-
det sich außerhalb eines Trinkwasserschutzgebietes. Das nächste Trinkwasserschutzgebiet befindet sich 
ca. 150 südlich. 
 
5.7 Boden, Geologie und Hydrogeologie 
Geologisch ist der Änderungsbereich dem Flussschotter, mittel- bis oberpleistozän zuzuordnen. Als Ge-
stein ist lt. Umweltatlas Bayern des bayerischen Landesamtes für Umwelt Kies, wechselnd sandig, steinig, 
zu rechnen. An der Oberfläche ist das Gestein oft stark verwittert und von lehmigen Deckschichten bedeckt. 
 
Aussagen zur Tragfähigkeit der Böden wird mit mittel bis hoch angegeben. Lokal kann ein mäßig frostemp-
findlicher Baugrund vorkommen. Es wird empfohlen für konkrete Bauvorhaben ein Bodengutachten erstell-
ten zu lassen. Detaillierte Angaben zum Bodentyp liegen aktuell aufgrund der bereits bestehenden um-
fangreichen Versiegelung und Veränderung der Bodenverhältnisse nicht vor. Lt. Übersichtsbodenkarte ist 
mit vorherrschend Braunerde (podsolig), gering verbreitet Podsol- Braunerde aus (kiesführendem) Sand 
bis Sandlehm (Terrassenablagerung), gering verbreitet mit Flugsanddecke zu rechnen. 
 
Angaben zur Bodengüte liegen aufgrund der bereits seit längerem bestehenden Lage innerhalb der bebau-
ten Siedlungsstrukturen von Stein nicht vor. Aussagen zur Grabbarkeit der Böden liegen aufgrund der Lage 
innerhalb der Siedlungsstrukturen ebenfalls nicht vor.  
 
Der Oberboden ist sachgerecht zwischenzulagern und wieder einzubauen. Auf den besonderen Schutz 
des Mutterbodens und die sonst. Vorgaben zum Umgang und Schutz von Boden gem. Din 19371 und 
§ 12 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) wird hingewiesen. Bauarbeiten sollen 
möglichst bodenschonend durchgeführt werden (vgl. hierzu u.a. DIN 19371). 
 
Im Planungsgebiet befinden sich keine offenen Gewässer. Aussagen zur Sickerfähigkeit liegen aktuell nicht 
vor. Es kann aber aufgrund der Hanglage und der vermutlich vorherrschenden Böden wahrscheinlich nicht 
davon ausgegangen werden, dass eine vollständige Versickerung anfallenden Oberflächenwassers im Pla-
nungsgebiet möglich sein wird.  
 
Das Retentions- und Rückhaltevermögen der Böden ist aufgrund der vorhandenen Böden als unterdurch-
schnittlich einzustufen. Die mittlere jährliche Sickerwasserrate wird mit 50 – 100 mm angeben. Dies liegt 
deutlich unter dem bayerischen Durchschnitt vom 300 mm. Die Funktion der Böden im Planungsgebiet als 
Archiv der Natur- und Kulturgeschichte ist aufgrund der der bisherigen Nutzung als gering einzustufen.  
 
Hydrogeologisch ist das Plangebiet der hydrogeologischen Einheit der Flussschotter und -sande mit höhe-
rem Feinkornanteil (Nordbayern) zuzurechnen. Es ist von einem Porengrundwasserleiter mit mäßiger bis 
mittlerer Durchlässigkeit auszugehen. Es handelt sich um Grundwasservorkommen mit lokaler Bedeutung.  
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5.8 Altlasten und schädliche Bodenveränderungen  
Hinweise auf Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen sind im Planungsgebiet zum aktuellen Zeit-
punkt nicht bekannt. Das Vorhandensein von schädlichen Bodenveränderungen oder Altlasten kann jedoch 
grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden. Es wird darauf hingewiesen, dass bei im Rahmen der Bau-
maßnahmen festgestellten ungewöhnlichen Bodenverfärbungen und/oder sonstigen ungewöhnlichen Um-
ständen umgehend entsprechende Untersuchungen durchzuführen sind. Die entsprechenden Fachstellen 
des Wasserwirtschaftsamtes Nürnberg und des Landratsamtes Fürth sind umgehend zu informieren und 
das Vorgehen abzustimmen. 
 
5.9 Oberflächennahe Geothermie 
Der Bau von Erdwärmesonderanlagen ist lt. Informationssystem oberflächennahe Geothermie des bayeri-
schen Landesamtes für Umwelt nach aktuellem Kenntnisstand aus Gründen des Grundwasserschutzes 
voraussichtlich nicht möglich. Ebenfalls aus Gründen des Grundwasserschutzes sind Bohrungen voraus-
sichtlich nicht erlaubt. Bei einer Bohrung können Gesteine mit artesisch gespanntem Grundwasser ange-
troffen werden. Bis ca. 100 m Tiefe werden nach derzeitigem Kenntnisstand Festgesteine durchbohrt. Im 
unmittelbaren Umfeld sind nach aktuellem Kenntnisstand im Bereich des Planungsgebietes keine geologi-
schen Störungen bekannt.  Die Errichtung von Erdwärmekollektoren und Grundwasserwärmepumpen ist 
voraussichtlich möglich.  
 
Die geothermische Effizienz wird lt. Landesamt für Umwelt Bayern mit 1,8 bis 2,4 angegeben.  
 
Der Bau und der Betrieb von Grundwasserwärmepumpen sind voraussichtlich möglich. In 0 bis 3 m unter 
der Geländeoberfläche wird voraussichtlich Grundwasser von etwa 10 bis 20 m Mächtigkeit angetroffen. 
 

Die erforderlichen Anträge auf Genehmigung sind bei den zuständigen Fachstellen zu stellen. Anlagen zur 
Nutzung der oberflächennahen Geothermie sind genehmigungspflichtig. Die Antragsunterlagen sind beim 
Landratsamt Fürth zur Genehmigung vorzulegen, es wird empfohlen, die Planungen mit den zuständigen 
Fachstellen abzustimmen. Für den Bau und Betrieb von Erdwärmesondenanlagen sind die Bestimmungen 
des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Verbindung mit dem Bayerischen Wassergesetz (BayWG) und 
der hierzu ergangenen Verwaltungsvorschrift (VwVBayWG) maßgebend. Die zuständigen Anzeige- und 
Genehmigungsbehörden für Anlagen bis 50 kW ist die untere Wasserbehörde. Die Erdwärmenutzung un-
terliegt grundsätzlich auch den Regelungen des Bundesberggesetzes (BBergG). In Bayern werden jedoch 
nur Erdwärmeanlagen mit Bohrungen von mehr als 100 m Tiefe und/oder einer thermischen Leistung von 
> 200 kW bergrechtlich behandelt. Unabhängig von den hier gemachten Angaben prüft die untere Wasser-
behörde die Zulässigkeit des Vorhabens, gegebenenfalls mit Auflagen. Das Ergebnis der Prüfung kann 
daher von der hier dargestellten Erstbewertung abweichen.  
 
5.10 Immissionen 
Im Umfeld der Änderungsbereiche grenzen die Siedlungsstrukturen mit Wohnnutzungen und Erholungs-
flächen an. Die das zulässige übliche Maß nicht überschreitenden Immissionen sind zu dulden.  
 

6. Geplante Nutzungen und Größe der Änderungsbereiche 
 
6.1 Nutzungen 
Im Änderungsbereich wird, wie in der Bestandssituation auch, ein reines Wohngebiet im Sinne des  
§ 3 BauNVO festgesetzt. Die grundsätzlich mögliche Siedlungsentwicklung soll somit fortgesetzt werden. 
Anpassungen sind lediglich am zulässigen Maß der baulichen Nutzung sowie den überbaubaren Flächen 
vorgesehen.  
 
Mit der geplanten Nutzung soll eine Möglichkeit zur modernen Weiterentwicklung der bereits bestehenden 
Wohnbauflächen innerhalb der bereits bebauten Strukturen von Stein ermöglicht werden. Hiermit soll ein 
Beitrag zur Sicherung der Bevölkerungszahlen und der guten Durchmischung der Altersstrukturen in Stein 
geleistet werden. Es wird eine städtebaulich geordnete Nachverdichtung im überplanten Bereich gewähr-
leistet.  
 
6.2 Größe der Änderungsbereiche 
 
Gesamtfläche ca. 3.408 m² 100,0 % 
Nettobaufläche Wohnbaugebiet ca. 2.402 m² 70,5 % 
Private Grünflächen mit Pflanzgebot ca.  1.006 m² 29,5 % 
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Nachweis des Kriteriums festgesetzte GRZ < 20.000 m² gem. § 13a Abs. 1 Satz BauGB: 
Festgesetzte Wohnbaufläche  ca. 3.408 m² 
Festgesetzte GRZ lt. zeichnerischen Teil   0,4  
Tatsächlich überbaubare Grundfläche   1.336,2 m² < zul. 20.000 m² 

 
6.3 Erschließungskosten 
Der Änderungsbereich sind vollständig erschlossen. Soweit Erschließungskosten entstehen, gehen diese 
vollständig zu Lasten der betreffenden Grundstückseigentümer, da es sich um Ergänzungen oder Umbau-
ten der Hausanschlüsse etc. handelt. Der Stadt Stein entstehen somit nach aktuellem Kenntnisstand keine 
Erschließungskosten aus der Planung.  
 

7. Bebauung 
Um eine geordnete Entwicklung innerhalb des Änderungsbereichs zu erreichen, werden aus städtebauli-
chen Gründen Festsetzungen im Bebauungsplan auf der Grundlage von § 9 BauGB getroffen.  
 
Ziel ist es, den Anforderungen eines qualifizierten Bebauungsplanes zu genügen. Dementsprechend muss 
der Bebauungsplan mindestens Festsetzungen über die Art und das Maß der baulichen Nutzung und die 
überbaubaren Grundstücksflächen, soweit notwendig die örtlichen Verkehrsflächen im Sinne der gesicher-
ten Erschließung, enthalten. Darüber hinaus werden grünordnerische Festsetzungen zur Eingrünung des 
Planungsraumes getroffen.  
 
Das bestehende Planungsrecht des Bebauungsplans Nr. 11 entspricht in Teilen nicht mehr den heutzutage 
sinnvollen Nutzungs- und Entwicklungsmöglichkeiten. In diesem Zuge wurde daher beschlossen, im Rah-
men des vorliegenden Änderungsverfahrens für den betreffenden Bereich ein sog. selbstständige Ände-
rung des Planungsrechtes vorzunehmen. D. h. die bisherigen Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 11 
„Am Vogelherd“ einschl. der bisher erfolgten 1. Änderung treten mit der Rechtskraft der 2. Änderung des 
Bebauungsplans für den vorliegenden Geltungsbereich außer Kraft. In den hier nicht überplanten Berei-
chen gelten die bisherigen Festsetzungen fort.  
 
7.1 Art und Maß der baulichen Nutzung 
Es wird auch weiterhin ein reines Wohngebiet im Sinne § 3 BauNVO festgesetzt, da dies dem geplanten 
und bestehenden Gebietscharakter entspricht sowie für die geplante Nutzung (Errichtung von Wohnhäu-
sern) erforderlich ist. Die Festsetzung ist unter Beachtung des städtebaulichen Umfeldes und der geplanten 
Nutzungen in Abwägung aller Belange (Naturschutz, Landschaftsbild, fehlende alternative Entwicklungs-
möglichkeiten, geringstmöglicher Eingriff in Natur und Landschaft, etc.) als vertretbar zu erachten.  
 
Zwar sollen mit der hier vorliegenden Änderung des Bebauungsplans die Bebauungsmöglichkeiten für den 
Änderungsbereich verbessert und flexibler gestaltet werden, gleichzeitig ist es aber aufgrund der Randlage 
im Übergang zum Talraum der Rednitz sowie insbesondere aufgrund der nur als untergeordnet anzuse-
henden Verkehrserschließung über den Seeweg (Anliegernutzung) erforderlich, die Anzahl der zulässigen 
Wohneinheiten je Wohngebäude auf max. 2 Wohnungen zu beschränken. Die Einschränkung ist städte-
baulich notwendig, um insbesondere die Verkehrserschließung über den Seeweg nicht mit Fahrzeugver-
kehr zu überlasten, da der dortige Weg vorrangig durch Fußgänger und Radfahrer genutzt wird und diese 
Funktion auch zukünftig Vorrang behalten soll. 
 
Im Sinne der verträglichen Entwicklung der Baukörper im Planungsgebiet werden für die überbaubaren 
Grundstücksflächen Maßfestsetzung für die Grundflächenzahl (GRZ) und die Geschossflächenzahl (GFZ) 
vorgenommen.  
 
Die Grundflächenzahl gibt an, wieviel Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche zu-
lässig sind. Damit wird der Anteil des Baugrundstücks beschrieben, der von baulichen Anlagen überdeckt 
werden darf. Die GRZ sichert somit einen Mindestfreiflächenanteil auf den Grundstücken. Die nach der 
GRZ zulässige Grundfläche kann unter Umständen wegen der Baukörperfestsetzung (überbaubare Grund-
stücksflächen) nicht voll ausgenutzt werden. 
 
Als relevante Grundstücksfläche für die Ermittlung der GRZ darf gem. der Maßgaben des  
§ 19 Abs. 3 Satz 1 BauNVO nur die Fläche des Baugrundstückes herangezogen werden, welche im Bau-
land und hinter der im Bebauungsplan festgesetzten Straßenbegrenzungslinie liegt. Als Bauland sind hier-
bei nur die Flächen zu berücksichtigen, welche nach ihrer Zweckbestimmung für eine Bebauung mit bauli-
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chen Anlagen entsprechend im Bebauungsplan vorgesehen sind. Grundsätzlich nicht zum Bauland gehö-
ren festgesetzte Grünflächen und Verkehrsflächen. Diese Flächenanteile dürfen bei der Ermittlung der 
maßgeblichen Grundstücksfläche für die GRZ nicht herangezogen werden. 
 
Entsprechend der Maßgaben des § 19 Abs. 4 BauNVO darf die ermittelte GRZ für Garagen und Stellplätze, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO (Gartenhaus, Müllboxen, etc.) sowie baulichen Anlagen unter-
halb der Geländeoberfläche, welche das Baugrundstück lediglich unterbauen, um bis zu 50 von Hundert 
überschritten werden. Ein Gesamthöchstmaß von einer GRZ von 0,8 in Addition der vorgenannten Rah-
menbedingungen darf nicht überschritten werden. Da der Bebauungsplan zunächst keine Grundstücks-
grenzen festsetzt, hat eine festgesetzte GRZ auch keine unmittelbare Auswirkung auf eine bestimmte 
Größe der zulässigen Grundfläche im Einzelfall. Dies ergibt sich vielmehr erst aus der konkreten Grund-
stücksgröße, aus der die zulässige Grundfläche mittels der GRZ errechnet wird. In der Regel ist von unter-
schiedlich großen Grundflächen auf unterschiedlich großen Baugrundstücken auszugehen. 
 
Der Ur-Bebauungsplan hat für die hier überplanten Grundstücke eine GRZ von 0,2 festgesetzt. Hiermit 
ergab sich dort eine sehr aufgelockerte Bebauung. Das Baufenster war zudem auf konkrete Grundrisslagen 
begrenzt, die sich teilweise aus Bestandsgebäuden ergaben. Um den Anspruch an eine geeignete Nach-
verdichtung gerecht zu werden, war es daher erforderlich, die zulässige GRZ zu erhöhen. Hierbei wurden 
die Belange der jeweils betreffenden baulichen Umfelder mit einbezogen. Für den Änderungsbereich wurde 
nun eine GRZ von 0,4 festgesetzt. Dies entspricht dem Orientierungswert für die Obergrenze des § 17 
BauNVO für reine Wohngebiete und stellt somit eine verträgliche Nachverdichtungsmöglichkeit der Bau-
strukturen unter Berücksichtigung der städtebaulichen und landschaftliche Lage des Änderungsbereiches 
sicher.  
 
Als weiteres Maß zur Steuerung des Maßes der baulichen Nutzung wurden im Planungsgebiet Geschoss-
flächenzahlen sowie maximal zulässige Vollgeschosszahlen festgesetzt. Die Geschossflächenzahl gibt da-
bei an, wie viel Quadratmeter Geschossfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche zulässig sind und be-
schreibt das Verhältnis der zulässigen Geschossfläche zur anrechenbaren Fläche des Baugrundstücks. 
Ihre Ermittlung erfolgt nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Vollgeschossen. 
 
Der bisherige Bebauungsplan hat für den Änderungsbereiche bisher keine GFZ bestimmt. Im Sinne der 
angemessenen Nachverdichtungsmöglichkeiten war es angezeigt, hier eine max. zulässige GFZ festzu-
setzen. Die nun festgesetzte Geschossflächenzahl von max. 0,8 sichert eine angemessene bauliche Nach-
verdichtung, schließt aber auch eine unverhältnismäßige Beeinträchtigung der umgebenden Siedlungs-
strukturen aus. Sie unterschreitet dabei de in der BauNVO in aktueller Fassung beschriebenen Orientie-
rungswert deutlich, ermöglicht aber gleichzeitig die beabsichtigte Nachverdichtungsmöglichkeit . Die Be-
lange des Umfeldes bleiben dabei gewahrt.  
 
Die zulässige Höhe der baulichen Anlagen wird zum einen über die Festsetzung der max. zulässigen  
Vollgeschosse und einer maximal zulässigen Gesamthöhe der baulichen Anlage geregelt. Die Definition 
eines Vollgeschosses richtet sich gemäß Art. 83 Abs. 6 BayBO. Maßgeblich ist somit die Definition des 
Vollgeschosses gem. Art 2. Abs. 5 BayBO in der bis zum 31.12.2007 gültigen Fassung der BayBO. Dem-
nach sind Vollgeschosse: „Geschosse, die vollständig über der natürlichen oder festgelegten Geländeober-
fläche liegen und über mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine Höhe von mindestens 2,30 m haben. 
Als Vollgeschosse gelten Kellergeschosse, deren Deckenunterkante im Mittel mindestens 1,20 m höher 
liegt als die natürliche oder festgelegte Geländeoberfläche“.  
 
Der Ur-Bebauungsplan sah im Änderungsbereich grundsätzlich die Entwicklung von II Vollgeschossen vor. 
Jedoch wurde die Bebaubarkeit durch die weitergehenden Bestimmungen zu den zulässigen Gebäudehö-
hen dahingehend eingeschränkt, dass auf der bergseitigen Seite des Gebäudes lediglich eine max. Wand-
höhe von 3,50 m zugelassen wurde. Zwischenzeitlich zeigte sich, dass mit den zur Höhenentwicklung ge-
troffenen Festsetzungen eine moderne Bebauung, wie sie südlich der nun überplanten Flächen im Rahmen 
der 1. Änderung des Bebauungsplans ermöglicht wurde, nicht möglich ist. Daher war eine moderate An-
passung der Festsetzungen zur Höhenentwicklung angezeigt.  
 
An der Vollgeschossfestsetzung von max. II Vollgeschossen wurde festgehalten, da diese im städtebauli-
chen Umfeld auch weiterhin als vertretbar erachtet wird. Hingewiesen wird in diesem Zuge darauf, dass 
mögliche Aufzugsausstiege, Treppenhäuser und Servicezugänge zu Dachflächen nicht als Vollgeschosse 
im Sinne der bereits beschriebenen Vollgeschossfestsetzung erachtet werden, damit mit diesen Gebäude-
teilen keine Aufenthaltsfunktion verbunden ist. 
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Wie auch in der Kommentierung zum Baugesetzbuch/BauNVO durch Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzber-
ger (E/K/Z/B) dargelegt, dient die Vollgeschossbestimmung der BauNVO nur indirekt der Höhenbestim-
mung der baulichen Anlagen. Die Definition der Vollgeschosse dient aufgrund des „vollständigen oder weit-
reichenden Bedeutungsverlusts“ im Bauordnungsrecht (Vgl. E/K/Z/B Rd. Zif. 12 zu § 20 BauNVO) haupt-
sächlich zur Ermittlung der zulässige Geschossfläche, der Baumasse sowie der Nichtanrechnung von Ga-
ragengeschossen. Hinsichtlich der zulässigen Baumasse im Plangebiet ist daher immer zusätzlich auch 
die zulässige Höhenentwicklung baulicher Anlagen in die Abwägungsentscheidungen einzubeziehen.  
 
Um die Gesamthöhenentwicklung der Gebäude auch zukünftig für das städtebauliche Umfeld angemessen 
zu regeln, wurden daher für die nun hier vorliegende Änderung des Bebauungsplans neue Maßgaben über 
die zulässigen Wand- und Gebäudehöhen bestimmt. Diese sichern die verträgliche Einbindung in das Um-
feld.  
 
Als max. zulässige Wandhöhe wurde ein Maß von 7,50 m bestimmt. Die max. zulässige Firsthöhe von 
Gebäuden darf ein Maß von 11,00 m nicht überschreiten. Für einzelne Bau- bzw. Gebäudeteile (Lichtbän-
der, haustechnische Anlagen, Aufzugsüberfahrten, Servicetreppenhäuser und Aufzugsaustiege für die 
Wartung von Flachdächern etc.) wurden Überschreitungsmöglichkeiten der festgesetzten Wandhöhe be-
stimmt, um diese im Regelfall aus technischen Gründen erforderlichen Gebäudeteile nicht unverhältnismä-
ßig einzuschränken. Diese dürfen, soweit nicht andere Regelungen oder Vorschriften entgegenstehen, die 
festgesetzte maximale Wandhöhe um max. 3,25 m überschreiten. Damit sich der Anteil, der die allgemein 
festgesetzte Wandhöhe überschreitenden Gebäudeteile nicht übergebührlich entwickelt, wurde eine Be-
schränkung über die max. zulässige Fläche vorgenommen. Die Grundfläche aller die allgemein max. zu-
lässige Wandhöhe überschreitenden Bau- oder Gebäudeteile darf 20 m² nicht überschreiten. Somit wird 
die überwiegende Einhaltung der max. zulässigen Wandhöhe sichergestellt. Alle haustechnischen Anlagen 
sind zudem mindestens um das Maß Ihrer Höhe über der max. zulässigen Wandhöhe von der Fassade 
zurückzusetzten. Als haustechnische Anlagen werden hierbei Anlagen der technischen Gebäudeausrüs-
tung u.ä. verstanden. Servicetreppenhäuser, Aufzugsaustiege u.ä. fallen nicht unter die Rückversetzungs-
pflicht.  
 
Die max. zulässigen Firsthöhen werden bei Gebäuden mit geneigtem Dach bis zum First der Gebäude 
ermittelt. Die Wandhöhe wird analog Art. 6 BayBO bis zum Schnittpunkt der Außenkante der fertigen Au-
ßenwand mit der Oberkante der Dacheindeckung gemessen. Bei Gebäuden mit Flachdach kommen nur 
die festgesetzten Wandhöhen zur Anwendung. Hier gilt die Oberkante Attika bzw. bei Flachdach ohne 
Attika der höchste Punkt der Dacheindeckung als max. zulässige Wandhöhe. Als Flachdach gelten Ge-
bäude mit einer Dachneigung von 0 ° bis max. 3 °. Alle anderen Dachformen gelten als geneigte Dächer. 
Bei baulichen Anlagen, welche keine Gebäude sind, gilt der höchste Punkt der Anlage als maßgebliche 
Höhe. Als unterer Bezugspunkt sind die festgesetzten Bezugspunkte heranzuziehen.  
 
Die festgesetzten Höhen der baulichen Anlagen sind dabei gem. § 18 BauNVO auf Bezugspunkte zu be-
ziehen. Als maßgeblicher Bezugspunkt wurde eine Höhe über Normalhöhennull von 311.,50 m ü. NHN 
festgesetzt. Diese orientiert sich am Bestandsgeländeniveau auf der Westseite der überplanten Fläche, 
zur Straße „Am Vogelherd“ hin. Mit diesem unteren Bezugspunkt wird sichergestellt, dass sich die zulässi-
gen Gebäudehöhen angemessen in das Umfeld einfügen. Durch die getroffenen Festsetzungen über die 
zulässigen Vollgeschosse wird aber ausgeschlossen, dass es hangabwärts, nach Osten zu weiteren ober-
irdischen Geschossen kommt. Somit wird eine gute Gesamthöhenentwicklung sichergestellt.  
 
Der Nachweis über die Einhaltung der maximal zulässigen Gebäudehöhen ist entsprechend der Vorgaben 
der Bayerischen Bauordnung im Rahmen der bauordnungsrechtlichen Genehmigungsunterlagen zu füh-
ren. 
 
7.2 Überbaubare Grundstücksfläche und Bauweise 
Die überbaubaren Flächen im Planungsgebiet werden über Baugrenzen definiert. Diese bilden die Bau-
fenster innerhalb derer die baulichen Anlagen errichtet werden dürfen.  
 
Für den Änderungsbereich wurde nun in Abweichung zu den bisherigen Festsetzungen des Planungsrech-
tes ein großzügiges Baufenster bestimmt, welches im Sinne der Nachnutzung und angemessenen Nach-
verdichtung auch die nötige Flexibilität ermöglichen soll. Das Baufenster wurden so auf den Grundstücken 
gewählt, dass ausreichende Mindestabstände zu den angrenzenden Nachbargrundstücken gewahrt wer-
den. Die gewählten Abstände sichern dabei einen angemessenen Mindestabstand zu den angrenzenden 
bestehenden Siedlungsstrukturen und berücksichtigen die dortigen Ansprüche an Belichtung, Belüftung 
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und Besonnung. Die nach aktueller Fassung der BayBO bestimmte Mindestabstandsfläche von 0,4 H wird 
sichergestellt.  
 
Die Errichtung von Nebenanlagen im Sinne des §14 BauNVO außerhalb des festgesetzten Baufensters ist 
unzulässig, um Beeinträchtigungen der Nachbarschaft auszuschließen.  Ausnahmsweise können Neben-
anlagen im Sinne des § 14 BauNVO mit einem max. umbauten Raum von 12 m² auch außerhalb des 
Baufensters errichtet werden, da von entsprechend kleinen Bauwerken im Regelfall keinen negativen Aus-
wirkungen auf die Nachbarschaft ausgehen.  
 
Gesondert geregelt wird die Zulässigkeit der mit Garagen, Carports und Stellplätze überbaubaren Flächen. 
Diese sind nur in de hierfür gesondert festgesetzten Baufenster für Garagen, Carports und Stellplätze zu-
lässig. Im Übrigen dürfen diese auch innerhalb der Baufenster errichtet werden, soweit diese als integrierter 
Bestandsteil des Hauptgebäudes (beispielweise durch Ausnutzung der Hanglange und Einbeziehung in 
die Kellergeschossgestaltung) errichtet werden. Die Festsetzung ist notwendig, um einen Wildwuchs von 
entsprechenden Anlagen auf den Grundstücken zu vermeiden und die geordnete Anlage sicherzustellen. 
Als Carport gilt ein an Gebäude angebauter oder freistehender überdachter Stellplatz ohne seitliche Um-
fassungswände. Stellplätze mit Umfassungswänden (auch gegenüber der Grundstücksgrenze), die unmit-
telbar ins Freie führende unverschließbare Öffnungen in einer Größe von insgesamt mindestens einem 
Drittel der Gesamtfläche der Umfassungswände haben gelten als offene Garagen. Offene Garagen sind 
Garagen gleichgesetzt und nur in den entsprechend festgesetzten Flächen zulässig. Als in das Hauptge-
bäude integrierte Garage gilt eine Garage, welche nach außen nicht als eigenständiges Bauteil in Erschei-
nung tritt. Anbauten an Hauptgebäude erfüllen diese Anforderung nicht.  
 
Für den Änderungsbereich wird die offene Bauweise bestimmt, um zu gewährleisten, dass Gebäude mit 
ausreichendem seitlichem Abstand zu den Grundstücksgrenzen errichtet werden.  
 
Regelungsbedürftig war im vorliegenden Fall eine Vorsorge vor Gefahren aus Starkregenereignissen. Wie 
aus nachfolgender Darstellung entnehmbar, besteht aufgrund der Hanglage zu einem gewissen Grad die 
Gefahr, dass wild abfließendes Niederschlagswasser in die Gebäude eindringt: 



Stadt Stein – Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan Nr. 11 „Am Vogelherd“  
2., qualifizierte Änderung“  
Begründung im Stand des Vorentwurfes gem. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB vom 23.11.2023 

 

Ingenieurbüro Christofori und Partner, Gewerbestraße 9, 91560 Heilsbronn 

Telefon: 09872/ 95 711 – 0 • Telefax: 09872/ 95 711 – 65  Seite 18 von 33 
 

Daher war es angezeigt entsprechende Vorsorgemaßnahmen aus Gründen des Klimaschutzes mit aufzu-
nehmen. Demnach sind Gebäude, die aufgrund der Hanglage ins Gelände einschneiden, bis 25 cm über 
Gelände konstruktiv so zu gestalten, dass infolge von Starkregen oberflächlich abfließendes Wasser nicht 
eindringen kann. In Wohngebäuden, die aufgrund der Hanglage ins Gelände einschneiden, sowie Tiefga-
ragen müssen Fluchtmöglichkeiten in höhere Stockwerke bzw. Bereiche vorhanden sein. Der Schutz kann 
auch durch vor das Gebäude vorgelagerte Abflusseinrichtungen oder Ablaufwege realisiert werden.  
 
7.3  Dachgestaltung 
Aufgrund des städtebaulichen Umfeldes sind hinsichtlich der Dachgestaltung nur Satteldächer und Flach-
dächer zulässig. Das Satteldach war bereits entsprechend im Bestand zulässig und wurde mit den bishe-
rigen Dachneigungsfestsetzungen in die vorliegende Änderung des Bebauungsplans übernommen. Neu 
aufgenommen wurde das Flachdach, welches im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplans bereits 
weiter südlich zugelassen wurde. Aufgrund des dortigen Präzedenzfalles ist es grundsätzlich als vertretbar 
zu erachten, das Flachdach auch im vorliegenden Änderungsbereich allgemein zuzulassen. 
 
Im Regelfall ist mit Flachdachgebäuden auch eine geringer Gebäudehöhe zu erwarten, so dass aus der 
nun erfolgten Zulassung einer weiteren Dachform neben dem Satteldach keine negativen Auswirkungen 
auf das städtebauliche Umfeld zu erwarten sind. 
 
Flachdächer können zudem durch die Möglichkeit der Anlage von Gründächern einen guten Beitrag zur 
Minimierung der Klimaauswirkungen leisten, da diese durch ihre Wasserspeicherfähigkeit den Nieder-
schlagswasserabfluss minimieren können. Zudem kann die dort stattfindende Verdunstung von Nieder-
schlagswasser sich positiv auf das lokale Mikroklima auswirken.  
 
Mit Flachdach ausgeführte bauliche Anlagen mit einer Grundfläche von mehr als 15 m² sind mit Gründach 
auszuführen. Das Gründach ist dabei mind. in der Qualität eines  extensives Gründach mit mind.  
10 cm Substratschicht herzustellen.  
Keine Anwendung findet die Vorgabe zur Dachbegrünung auf Teilflächen der Dächer, welche mit Bauteilen 
der technischen Gebäudeausrüstung, Lichtkuppeln, Notentrauchungsöffnungen u. ä. belegt sind. Für Ter-
rassenüberdachungen, Hauseingangsüberdachungen und Wintergärten finden die zuvor genannten Fest-
setzungen ebenfalls keine Anwendung. Keine Ausnahme von der Begrünungsverpflichtung wird bei Anla-
gen zur Nutzung der Sonnenenergie zugelassen, da entsprechende Anlagen auch in Kombination mit 
Gründächern unproblematisch umsetzbar sind. Es sind vielfältige Systeme hierfür auf dem Markt verfügbar. 
 
Pultdächer als Dachform für die Hauptgebäude wurden aufgrund der bestehenden städtebaulichen Struk-
turen im Umfeld im vorliegenden Fall als ungeeignete Gestaltungsmöglichkeiten zu erachten und waren 
daher auszuschließen.  
 
Abweichend von den Maßgaben zu den Dachformen für Hauptgebäude sind Terrassenüberdachungen, 
Hauseingangsüberdachungen, Wintergärten und sonstige Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO auch 
mit Pultdächern mit einer Dachneigung bis max. 10° zulässig. Dies ist aus städtebaulicher Sicht verträglich, 
da mit der geplanten Festsetzung die städtebauliche Grundstruktur der Hauptbaukörper geregelt werden 
soll.  
 
Notwendig ist es die Entwicklung von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie auf den Dachflächen zu 
regeln. Die Eindeckung mit Solarthermie- und Photovoltaikanlagen ist grundsätzlich zulässig.  
 
Diese sind  bei geneigten Dachflächen dachparallel zu er-
richten oder in die Dachfläche zu integrieren. Als aufge-
ständerte Bauweise werden hierbei die technischen Un-
terkonstruktionen der Systemhersteller verstanden. Bei-
spielhaft nebenstehend abgebildet:  
 
Bei Flachdächern ist eine aufgeständerte Bauweise zu-
lässig. Die Gesamthöhe der aufgeständerten Module wird 
dabei auf eine Höhe von max. 1,50 m begrenzt. Bei Flach-
dächern wird die max. zulässige Höhe lotrecht zwischen 
Oberkante Dachhaut und Oberkante Gesamtkonstruktion aufgeständertes Modul gemessen. Die weiterge-
henden Maßgaben zum Abrücken der über der max. zulässigen Wandhöhe sichtbaren Teile von aufge-
ständerten PV-Anlagenteilen sind dabei zu beachten.  
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7.4 sonstige Örtliche Bauvorschriften 
Im Rahmen örtlicher Bauvorschriften werden Maßgaben zur Gestaltung von Einfriedungen im Sinne der 
städtebaulich geordneten Gestaltung getroffen. Abgrenzungen zum öffentlichen Straßenraum dürfen eine 
maximale Höhe von 1,70 m über dem Straßenniveau nicht überschreiten und sind mit Hecken aus stand-
ortheimischen Laubgehölzen anzulegen. Die Vorgabe ist notwendig, um entlang des Seeweges den grün-
gestalterischen Charakter zu erhalten. Einfriedungen in Form von Zäunen u.ä. dürfen in die Heckenpflan-
zungen integriert werden oder sind nach innen hinter die zu pflanzenden Hecken zurückzuversetzen und 
dürfen die max. zulässige Höhe der Hecke nicht überschreiten. Soweit Einfriedungen realisiert werden, 
wird empfohlen auf Sockel im Sinne der Durchlässigkeit für Kleintiere zu verzichten. Ist dies nicht möglich, 
sollten Sockel von Einfriedungen alle 10 m – 15 m in einer Breite von mindestens 0,30 m unterbrochen 
werden. Tiergruppenschädigende Anlagen oder Bauteile (z. B. Stacheldraht u. ä.) sind nicht zulässig.  
 
Mit den Maßgaben soll insbesondere das Ortsbild im Übergang zwischen den öffentlichen Bereichen und 
den privaten Bereichen angemessen entwickelt werden. Zwischen den Privatflächen regeln sich die Ab-
grenzungsmöglichkeiten gem. der Einfriedungssatzung der Stadt Stein und den Vorgaben der BayBO.  
 
7.5 Energieeffizienz und erneuerbare Energien 
Das Energiefachrecht, insbesondere das Gebäudeenergiegesetz (GEG), ist ein wichtiger Baustein der 
Energie- und Klimaschutzpolitik der Bundesregierung. Das GEG reguliert auf Ebene des Vollzugs der Bau-
ordnung die Energieeinsparung bei der Planung, Umsetzung und Betrieb von Bauvorhaben. Dementspre-
chend sind beispielsweise die Eigentümer neu errichteter Gebäude verpflichtet, ihren Wärmeenergiebedarf 
durch eine anteilige Nutzung von erneuerbaren Energien zu decken. Alle Formen der erneuerbaren Ener-
gien können genutzt und auch kombiniert werden. Weitergehende Festsetzungen zur Energieeinsparung 
sind daher zunächst entbehrlich.  
 
Empfehlenswert ist weiterhin, wo möglich, auch Wärmerückgewinnungsanlagen bei der Planung der kon-
kreten Bauvorhaben zu berücksichtigen. Dies betrifft insbesondere die voraussichtlich für die Wohnungen 
benötigten Lüftungsanlagen zur Gewährleistung der erforderlichen Mindestluftwechselmengen.  Im Pla-
nungsgebiet soll, soweit die Dachneigung und -ausrichtung es zulässt, im Sinne der Energieeffizienz die 
Errichtung von PV-Anlagen zur Sonnenenergienutzung vorgesehen werden. Entsprechende Anlagen kön-
nen, je nach ausgeführter Größenordnung, zum Teil den gesamten Eigenbedarf an Strom decken. Eigen-
strommodell sind hier der Einspeisung vorzuziehen. Wünschenswert ist in diesem Zusammenhang auch, 
Energiespeicher zur Pufferung der erzeugten Strommengen mit vorzusehen. 
 
Um entsprechende Nutzungen zu forcieren, wurde im Bebauungsplan eine Verpflichtung zur Umsetzung 
von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie im Sinne einer solaren Baupflicht bestimmt. Im Sinne des 
Klimaschutzes war es nach sorgsamer Abwägung angezeigt, im Planungsgebiet im Sinne der nachhaltigen 
städtebaulichen Entwicklung auf mindestens 50 % der nutzbaren Dachfläche verpflichtend die Installation 
von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie festzusetzen. Zwar wurde mit der im Februar 2023 vorge-
nommenen Fortschreibung der BayBO neu der Art. 44a aufgenommen, welcher ebenfalls Regelungen zur 
solaren Baupflicht enthält. Die dortigen Ausführungen sind zum einen aber nicht als ausreichend zu erach-
ten und zudem hinsichtlich der Anwendung auf Wohngebäude als „Soll-Bestimmung“ (Gültig ab 1.1.2025) 
formuliert, die gem. Vollzugshinweisen des Bay. Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr (StMB-
24-4101-2-27-462 v. 06.02.2023) als reine Empfehlung zu verstehen ist, welche für den Vollzug ohne Be-
deutung ist (vgl. Nr. 5 der zu vorbenannten Vollzugshinweise). Aus Sicht der Stadt Stein ist es aber von 
essenzieller Bedeutung, die Eigenstromversorgung neuer Bauwerke verpflichtend im Planungsrecht zu be-
rücksichtigen.  
 
Es wird somit in diesem Fall eine sogenannte Solarpflicht verfügt. Vorrangig sind Photovoltaikmodule zur 
lokalen Stromerzeugung zu installieren. Ersatzweise sind auch Solarwärmekollektoren zulässig. Die Pflicht 
zur Nutzung der solaren Strahlungsenergie zur Stromerzeugung wird unter Beachtung des Abwägungsge-
bots unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse und Prüfung der Verhältnismäßigkeit des Eingriffs 
in die Eigentumsfreiheit im vorliegenden Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB festgesetzt. 
Die Solarfestsetzung dient dabei der nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung und dem Klimaschutz (Vgl. 
§§ 1 Abs. 5, 1a Abs. 5 BauGB) und erfüllt die städtebaulichen Aufgaben der Nutzung erneuerbarer Ener-
gien (§ 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB) . „Dachfläche“ bedeutet hierbei die gesamte Fläche bis zu den äußeren 
Rändern des Daches bzw. aller Dächer (in m²) der betreffenden Hauptgebäude, welche innerhalb der über-
baubaren Grundstücksfläche i. S. d. § 23 BauNVO) bezogen auf das jeweilige Grundstück im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans errichtet werden. Nutzbar ist derjenige Teil der Dachfläche, der für die Nutzung 
der Solarenergie aus technischen und wirtschaftlichen Gründen verwendet werden kann. Der nutzbare Teil 
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der Dachfläche ist in einem Ausschlussverfahren zu ermitteln. Danach sind von der Dachfläche die nicht 
nutzbaren Teile (in m²) abzuziehen.  
 
Als nicht nutzbar sind insbesondere zu erachten: 

• Ungünstig ausgerichtete und geneigte Teile der Dachfläche nach Norden (Ostnordost bis Westnord-
west). Ost-West ausgerichtete Dächer sind ausdrücklich von der Solarpflicht eingeschlossen, weil 
sie gut nutzbar sind. 

• erheblich durch Nachbargebäude, Dachaufbauten oder vorhandene Bäume, beschattete Teile der 
Dachfläche. Darunter fallen insbesondere nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB zur Erhaltung festgesetzte 
Bäume 

• von anderen Dachnutzungen, wie Dachfenster, Gauben, Dacheinschnitte, Dachaufbauten wie 
Schornsteine oder Entlüftungsanlagen belegten Teile des Daches sowie erforderliche Abstandsflä-
chen zu den Dachrändern, z.B. bei Mehrfamilienhäusern. Die Anordnung solcher Dachnutzungen 
soll so erfolgen, dass hinreichend Dachfläche für die Nutzung der Solarenergie verbleibt (mindestens 
40 %, wenn dies technisch und wirtschaftlich nach den ersten beiden Spiegelstrichen möglich ist) 

 
Bei der Festsetzung wurde der Zuschnitt der überbaubaren Grundstücksflächen so gewählt, dass auf je-
dem Gebäude grundsätzlich die Solarenergie uneingeschränkt genutzt werden kann. Die Festsetzung der 
Solarmindestfläche von 50 % der Bruttodachfläche ist auch grundrechtsschonend ausgestaltet. Sie berück-
sichtigt, dass nicht alle Teile des Daches technisch oder wirtschaftlich mit einer Solaranlage genutzt werden 
können. Die Festsetzung von 50 % Solarmindestfläche hält den Grundstückseigentümer dazu an, eine 
Grundinstallation auf dem Dach für die Nutzung der Solarenergie zur Verfügung zu stellen.  
 
Im Übrigen ist eine größere Auslegung der Solarfläche über die verpflichtende Solarmindestfläche hinaus 
seitens der Stadt Stein erwünscht, wenn dies für die Vorhabenträger wirtschaftlich vertretbar ist. 
 
Die im Gebiet festgesetzte Solarpflicht ist vorrangig auf die lokale Stromerzeugung ausgerichtet. Ersatz-
weise können anstelle von Photovoltaikmodulen zur Belegung der verbindlichen Solarmindestfläche ganz 
oder teilweise Solarwärmekollektoren errichtet werden. Dadurch sollen den Bauherren vielfältige Gestal-
tungsmöglichkeiten bei der technischen und wirtschaftlichen Ausgestaltung der Solarpflicht belassen wer-
den, da nicht auszuschließen ist, dass eine teilweise oder vollständige Solarwärmenutzung im Einzelfall 
ökologisch oder ökonomisch vorteilhafter ist. Werden auf einem Dach Solarwärmeanlagen installiert, so 
kann der hiervon beanspruchte Flächenanteil auf die zu realisierende PV-Fläche angerechnet werden. Dies 
bedeutet, dass die Solarmindestfläche anteilig oder auch vollständig mit der Installation von Solarwärme-
kollektoren eingehalten werden kann. Da Solarwärmeanlagen zumeist nach dem Energiebedarf im Ge-
bäude (Warmwasser, ggf. Heizungsunterstützung) ausgelegt werden, sollten die Vorhabenträger vor der 
Umsetzung einer Solarwärmeanlage zunächst die erforderliche Kollektorfläche für die Solarwärmeanlage 
ermitteln und daraufhin die Dimensionierung der Photovoltaikanlage prüfen. Die Installation und Nutzung 
von PV-Anlagen zur Stromerzeugung sichert die langfristige Bezahlbarkeit der Energieversorgung in Ge-
bäuden durch eine Stabilität der Energiepreise. Die Investitionskosten von PV-Anlagen sind kalkulierbar, 
die solare Strahlungsenergie ist im Gegensatz zu fossilen Brennstoffen kostenlos. Der Eingriff in die Bauf-
reiheit und die Eigentumsfreiheit (Art. 14 Abs. 1 GG) ist daher zumutbar und trägt überdies zu einer sozial-
gerechten Bodennutzung (§ 1 Abs. 5 Satz 1 BauGB) bei. 
 
Die Solarfestsetzung fügt sich darüber hinaus in den Rahmen des Energiefachrechts ein und erfüllt zugleich 
deren gesetzliche Ziele zum Ausbau erneuerbarer Energie (§ 1 Erneuerbare-Energien-Gesetz – 
EEG2021), wonach die leitungsgebundene Stromversorgung zunehmend auf erneuerbaren Energien be-
ruhen soll (§ 1 Abs. 1 Energiewirtschaftsgesetz – EnWG). Zugleich gewährleistet sie durch die Vorgabe 
der Photovoltaik und der Möglichkeit der ersatzweisen Erfüllung durch Solarwärme die Wahlfreiheit beim 
Einsatz erneuerbarer Wärmeenergieträger nach dem Gebäudeenergiegesetz (GEG).  
 
Die Festsetzung regelt eine Pflicht zur Installation von Solaranlagen und zur Nutzung der Solarenergie.  
 
Konkrete Vorgaben zur Art und Weise des Betriebs werden nicht gemacht. Der Grundstückseigentümer 
kann selbst entscheiden, die entsprechende Stromerzeugung aus der Solarstrahlung entweder für die Ei-
genversorgung, die Direktversorgung der Nutzer der Gebäude oder für die Allgemeinheit der öffentlichen 
örtlichen Energieversorgung oder in einer Kombination dieser Optionen einzusetzen. Die Grundstücksei-
gentümer und Nutzer der Gebäude verfügen über alle Rechte und Pflichten nach dem EnWG, insbeson-
dere verfügen sie über einen Stromnetzanschluss und sind frei in der Wahl ihres Vertragspartners zum 
Strombezug, z.B. durch den Grundversorger oder ein anderes Unternehmen auf dem Strommarkt. Sie 
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werden nicht dazu verpflichtet, ihren Strombedarf anteilig oder ausschließlich durch Solarstrom zu decken. 
Der Vorhabenträger ist frei in seiner Wahl, ob und wie er die Eigenversorgung aus der Solarstromanlage 
gestaltet und ggf. mit einem elektrischen Speicher optimiert. Die Gestaltungsmöglichkeiten innerhalb oder 
außerhalb der Regelungen des jeweils geltenden Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) bleiben gewahrt. 
Der jeweilige Vorhabenträger kann die Solarpflicht auch durch Dritte erfüllen. Für die Pflichterfüllung ist nur 
von Bedeutung, dass bei der Errichtung von Gebäuden eine Solaranlage installiert und die Solarenergie 
dauerhaft genutzt wird. Sollte der Grundstückseigentümer die Verpflichtung Dritten überlassen, bleibt er  
dennoch der Verpflichtete. Er sollte die zuverlässige Nutzung der Solarenergie mit dem Dritten daher ver-
traglich und ggf. dinglich absichern. 
 
Die Stadt Stein setzt im vorliegenden Bebauungsplan auch aus Gründen des Klimaschutzes im Sinne des 
Entgegenwirkens gegen den Klimawandel fest, dass die verfügbaren Dachflächen der neu zu errichtenden 
Gebäude zu mindestens 50 % mit PV-Anlagen ausgestattet werden müssen.  
 
Durch die Nutzung Erneuerbarer Energien für die Energieversorgung der Gebäude, können CO2-
Emissionen, die in der fossilen Stromproduktion entstehen, vermieden werden. Die Maßnahme ist daher 
ein Beitrag zur Verlangsamung des (globalen) Klimawandels, der lokal bedrohliche Auswirkungen auf die 
Sicherheit der Bevölkerung hat. Je kWpeak installierter Solarleistung (entspricht ca. 6-8 m2 PV-
Modulfläche) ist von 900 kWh Solarstrom pro Jahr auszugehen. Bei einem CO² Wert von Strom von 0,565 
kg (Bundesmix, Gemis Daten) je kWh ergibt sich je kWpeak eine jährliche Einsparung von 508 kg CO²/a. 
Die Festsetzung ist daher ein Beitrag zum Klimaschutz. 
 
Im Bereich der Verkehrs- und Außenanlagen werden die notwendigen Beleuchtungen mit LED-Leuchtmittel 
ausgestattet. Dies wurde als Festsetzung aufgenommen. Hierdurch kann ein Beitrag zur Energieeffizienz 
geleistet werden. Den privaten Vorhabenträgern wird angeraten, wo möglich und geeignet, ebenfalls ent-
sprechende LED-Techniken einzusetzen.  
 
7.6  Verhältnis zum bestehenden Planungsrecht 

Mit der vorliegenden 2., qualifizierten Änderung des Bebauungsplans 11 „Am Vogelherd“ werden die städ-
tebaulichen Entwicklungsziele für den vorliegenden Änderungsbereich neu definiert. Die planungsrechtli-
chen Festsetzungen, des Ur-Bebauungsplans einschl. der rechtskräftigen 1. Änderung des Bebauungs-
plans, treten zu diesem Zeitpunkt der Rechtskraft der vorliegenden Änderung des Bebauungsplans für den 
Geltungsbereich außer Kraft. Für das neu geschaffene Planungsrecht ist daher die BauNVO in der Fassung 
vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist, relevant.  
 

8. Erschließung, Verkehr und Ver- und Entsorgung 
 
8.1 Erschließung und Verkehr 
 
Äußere Erschließung 
Die äußere Erschließung ist durch die bestehenden Straßen im Umfeld des Änderungsbereichs hinrei-
chend gegeben. Zusätzliche Erschließungsstraßen sind nicht erforderlich. Durch die getroffenen Festset-
zungen wird sichergestellt, dass insbesondere am Seeweg keine unverhältnismäßigen zusätzlichen Belas-
tungen entstehen. Die zu erwartenden Verkehrsbelastungen aus dem Änderungsbereich können hinrei-
chend sicher unkritisch von den bestehenden Straßen aufgenommen werden und sind unbedeutend.  
 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass durch die Lage des Änderungsbereiches die Anlage neuer Straßen 
abseits des Bestands räumlich nicht möglich ist. Ein Verzicht auf die Planung würde keine grundsätzlich 
anderen Entwicklungen für die Straßen als im Bestand erbringen. Die Funktion als Geh- und Radweg bleibt 
hinreichend gesichert. Die bestehenden Straßen besitzen eine ausreichende Breite, so dass diese sowohl 
für Pkw als auch für typische Rettungsfahrzeuge im Zweifelsfall befahrbar sind. 
 
Weitergehende äußere Erschließungen sind nicht erforderlich. Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
bleiben somit hinreichend gewahrt, die vorhandenen Erschließungsanlagen sind in Abwägung aller Be-
lange als ausreichend anzusehen.  
 
Innere Erschließung 
Innere öffentliche Erschließungen sind in Abwägung aller Belange nicht erforderlich. Es werden klare Zu-
fahrtsbereiche am Seeweg festgesetzt, so dass eine geordnete Anbindung der Privatflächen sichergestellt 
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ist. Im Allgemeinen ist an Grundstücksein-/ausfahrten auf ausreichende Sichtbeziehungen zum öffentlichen 
Verkehrsraum zu achten - insbesondere auch wegen kreuzendem Fußgänger- und Radverkehr. Gerade 
Einfriedungen, Garagen, Carports usw. nehmen oftmals die erforderliche Sicht. Ausreichend dimensio-
nierte Privatzufahrten mit entsprechendem Rangierraum auf dem Privatgrund verhindern ungünstige Aus-
wirkungen (z.B. übermäßige Rangiervorgänge u.ä.) auf den öffentlichen Verkehrsraum.  
 
Ruhender Verkehr 
Auf die Anlage zusätzlicher öffentlicher Stellplätze im Planungsgebiet wird aufgrund der im Verhältnis ge-
ringen Dimension des Änderungsbereiches in Abwägung aller Belange verzichtet. Es wird davon ausge-
gangen, dass Besucher der Bewohner des Vorhabens im Regelfall aufgrund der getroffenen Festsetzun-
gen zur Gestaltung des Baugrundstückes auf diesem selbst ihre Fahrzeuge noch abstellen können.  
 
Für alle baulichen Nutzungen hat der notwendige Stellplatznachweis entsprechend den Richtzahlen der 
Satzung über den Stellplatzbedarf für den Wohnungs- und Eigenheimbau der Stadt Stein (zurzeit Fassung 
zuletzt geändert am 01.02.1996) i. V. m. der Verordnung über den Bau und Betrieb von Garagen sowie 
über die Zahl der notwendigen Stellplätze (GaStellV zurzeit Fassung vom 07.08.2018) zu erfolgen. 
 
Die Zufahrten und Stellplätze auf den privaten Grundstücken sind, soweit andere wichtige Gründe nicht 
widersprechen, versickerungsfähig auszuführen (z.B. als Schotterrasen, Rasengittersteine, Pflaster mit Ra-
senfuge, etc.). Dies dient der Vermeidung einer übermäßigen Flächenversiegelung. 
 
Geh- und Radwege Erschließung, ÖPNV-Anbindung 
Aufgrund der geringen Größe des Planungsgebietes wird in Abwägung aller Belange auf die Errichtung 
gesonderter Geh- und Radwege im Planungsgebiet verzichtet, da sie entbehrlich sind. Mit der vorliegenden 
Planungsmaßnahme ist nicht mit einem maßgeblichen Aufkommen zu rechnen. Die bestehenden Rad- und 
Fußwege im Umfeld des Planungsgebietes sind ausreichend. Die ÖPNV – Anbindung an der Deutenbacher 
Straße ist als ausreichend zu erachten.  
 
Baustellenverkehr- und Abwicklung der Bauphase 
Die Baustellenabwicklung der geplanten Neubaumaßnahme kann aufgrund der bestehenden Erschlie-
ßungsstrukturen nur über die bestehenden Erschließungsstraßen im Umfeld erfolgen.  
 
Alternative geeignete Zuwegungen sind nicht vorhanden. Die bestehenden Straßen sind für den zu erwar-
tenden Baustellenverkehr hinreichend dimensioniert und leistungsfähig. Ggf. sind im unmittelbaren Zu-
fahrtsbereich zum Planungsgebiet temporäre verkehrsrechtliche Anordnungen erforderlich, um die Befahr-
barkeit sicherzustellen. Übermäßige Belastungen der Anwohner in den umgebenden Siedlungsstrukturen 
sind aber voraussichtlich nicht zu erwarten. Baustellenabwicklungen sind zudem durch entsprechende ver-
kehrsrechtliche Anordnungen und Hinweisschilder so zu regeln, dass keine Gefährdungen für die Anlieger 
entstehen.  
 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass notwendiger Baustellenverkehr als temporäre Belastung anzusehen 
ist, welche im üblichen Rahmen zu dulden ist.  
 
8.2 Entwässerung 
Das bestehende städtebauliche Umfeld des Änderungsbereichs wird im Mischsystem entwässert. Dies gilt 
auch für den Änderungsbereich. Der für den Änderungsbereich relevante Mischwasserkanal befindet sich 
im Bereich der Straße Am Vogelherd. Dort besteht ein Mischwasserkanal DN 500. Die überplanten Flächen 
sind im abwassertechnischen Entwurf als im Mischsystem zu entwässernde innerörtliche Grundstücke ent-
halten. Der Anschluss der Grundstücke an den Mischwasserkanal erfolgt zum Teil über private Grund-
stücksflächen Dritte. Alle Entsorgungskanäle sind mittels Grunddienstbarkeiten gesichert, so dass von ei-
ner gesicherten Erschließung ausgegangen werden kann.  
 
Gemäß den Maßgaben des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) soll die Entwässerung neuer Baugebiete im 
Trennsystem erfolgen. Der Änderungsbereich ist aber vollständig im Einzugsbereich der bestehenden 
Mischwasserentwässerungsanlage erfasst. An diesem Entwässerungssystem soll aufgrund der im Verhält-
nis nur geringen zu erwartenden zusätzlichen Abwassermengen festgehalten werden. Die zu erwarten 
Schmutzwassermengen aus der geplanten Wohnnutzung sind als unkritisch für das bestehende Entwäs-
serungssystem zu erachten.  
 
Hinsichtlich des Umgangs mit dem aus dem Änderungsbereich anfallenden Oberflächenwasser wurde zu-
nächst geprüft, ob eine örtliche Versickerung im Planungsgebiet möglich ist. Die Bodenverhältnisse sowie 
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die Erfahrungen aus dem städtebaulichen Umfeld lassen eine vollständige Versickerung des Nieder-
schlagswassers im Planungsgebiet nicht erwarten. Denkbar ist ein Teilversickerung über die belebte Bo-
denzone. Hierzu wurden im Rahmen der Bauleitplanung Maßgaben zur Minimierung der Oberflächenver-
siegelung getroffen, so dass entsprechend unversiegelte Fläche grundsätzlich im Planungsgebiet vorhan-
den sind. Technische Versickerungen des Niederschlagswasser scheiden aus fachlicher Sicht aufgrund 
der bestehenden Bodenverhältnisse mit den bindigen Böden sowie der voraussichtlich oberflächennah zu 
erwartenden Grundwasserstände voraussichtlich im Wesentlichen aus. Grundsätzlich sind die privaten 
Vorhabenträger aber dazu angehalten, bei der konkreten Vorhabenplanung die Versickerungsfähigkeit 
nochmals im Detail zu untersuchen und entsprechend wo möglich umzusetzen.  
 
Da auf Ebene der Bauleitplanung aber nicht hinreichend sicher davon ausgegangen werden kann, dass 
eine vollständige Versickerung des Niederschlagswassers im Plangebiet möglich sein wird, war entspre-
chend der Vorgaben des WHG zu prüfen, ob alternativ eine Ableitung des Niederschlagswassers zu einer 
Vorflut möglich ist. Dies ist aber nur mit unverhältnismäßigem zusätzlichem Aufwand möglich und würde 
Eingriffe in FFH-Schutzgebiete erforderlich machen. Eine Ableitung war daher fachlich nicht verträglich 
umsetzbar.  
 
In Abwägung aller Belange wurde daher beschlossen, für den Änderungsbereich auch weiterhin eine Ein-
leitung in den Mischwasserkanal, wie im genehmigten Bestand zulässig, zu realisieren. Um grundsätzlich 
darüber hinaus den Eintrag des Oberflächenwassers aus den überplanten Flächen zu minimieren, wurde 
im Bebauungsplan festgelegt, dass auf jedem privaten Grundstück für das anfallende Oberflächenwasser 
einer Zisterne mit min. 5 m³ Dauerstau auf dem Grundstück für Einfamilienhäuser herzustellen ist. Dabei 
kann der Nachweis in diesem Fall auch durch Rückhaltevolumen in den Dachflächen realisiert werden. Das 
anfallende gespeicherte Oberflächenwasser kann so als Brauchwasser z.B. für die Gartenbewässerung 
genutzt werden. Hierdurch kann auch ein Beitrag zur Minimierung des Trinkwasserverbrauchs geleistet 
werden. Der Überlauf der Zisterne ist dann entsprechend an den Mischwasserkanal anzuschließen. Der 
Überlauf ist mit einem Rückstauverschluss auszuführen, so dass Verunreinigungen aus dem Mischwas-
serkanal vermieden werden. Stellplätze und Zufahrten sind versickerungsfähig auszuführen. Somit werden 
bereits im Vorfeld Maßnahmen getroffen, um die Ableitung des Niederschlagswassers bestmöglich zu mi-
nimieren und nur den wirklich nicht vor Ort verwendbaren bzw. versickerbaren Anteil des Niederschlags-
wassers über eine Ableitung der Vorflut zuzuführen.  
 
Grundsätzlich wird darauf hingewiesen, dass auch für die Versickerung von Oberflächenwasser u.U. eine 
wasserrechtliche Behandlung erforderlich sein kann. Bei der erlaubnisfreien Versickerung von gesammel-
tem Niederschlagswasser die Anforderungen der Verordnung über die erlaubnisfreie schadlose Versicke-
rung von gesammeltem Niederschlagswasser (Niederschlagswasserfreistellungsverordnung - NWFreiV) 
NWFreiV i.V.m. den Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswas-
ser in das Grundwasser (TRENGW) zu beachten.  
 
Im Planungsgebiet können u. U. bisher nicht bekannte Entwässerungseinrichtungen (Drainagen, private 
oder historische Kanäle) vorhanden sein. Die Funktion dieser Anlagen muss jederzeit aufrechterhalten 
werden, bzw. müssen diese Anlagen durch die Vorhabensträger so umgebaut werden, dass die Funktions-
fähigkeit für die angrenzenden Flächen jederzeit gewährleistet ist.  
 
Die Entwässerungssatzung der Stadt Stein ist zu beachten. Alle Entwässerungsplanungen sind im Vorfeld 
mit der zuständigen Fachabteilung der Stadt Stein abzustimmen. Für Neu- und Umbauten ist bei der Stadt 
Stein ein Entwässerungsantrag einzureichen. 

 
8.3 Versorgung 
Die Wasserversorgung des Änderungsbereichs aus dem Netz der Stadtwerke Stein kann über den beste-
henden oder ggf. noch zu erstellenden oder umzubauenden Hausanschlüsse gewährleistet werden. Die 
bestehenden Versorgungsleitungen in den angrenzenden Straßen besitzt hierfür nach aktuellem Kenntnis-
stand eine ausreichende Kapazität. 
 
Die Elektrizitätsversorgung des Planungsgebietes erfolgt durch den bestehenden Anschluss an das beste-
hende Versorgungsnetz Stadtwerke Stein. Für die geplanten Nutzungen ist ggf. die Herstellung zusätzli-
cher Hausanschlüsse erforderlich.  
 
Alle bestehenden Versorgungsleitungen befinden sich auf Privatflächen und sind, soweit noch nicht ge-
schehen, privatrechtlich zu sichern. Bei Umbauten oder Neuverlegungen sind auch die neuen Leitungsver-
läufe entsprechend privatrechtlich zu sichern.  
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Der Anschluss an Breitband und Telekommunikation erfolgt über die bestehenden Versorgungsleitungen 
in der Straße „Am Vogelherd“. Die von dort verlaufenden bestehenden Hausanschlussleitungen sind eben-
falls mittels Grunddienstbarkeit zu sichern. Ggf. ist unter Berücksichtigung des konkreten Vorhabens eine 
Anpassung notwendig. Dies hat aber unmittelbar zwischen Vorhabenträger und dem Versorger zu erfolgen. 
Für Neuverlegungen hat eine entsprechende Sicherung im Grundbuch zu erfolgen. Anpassungen an dem 
im öffentlichen Straßenraum vorhandenen Leitungen der Versorger sind aller Voraussicht nach nicht not-
wendig.  
 
Aus städtebaulichen Gründen wird festgesetzt, dass Versorgungsleitungen unterirdisch zu verlegen sind. 
Diese Festsetzung dient der städtebaulich verträglichen Entwicklung des Ortsbildes. Bei den notwendigen 
Erschließungsmaßnahmen wird eine koordinierte und wirtschaftliche Erschließung sichergestellt, so dass 
die Festsetzung als vertretbar zu erachten ist. Dies gilt auch für Telekommunikationsleitungen.  
 
Bei eventuellen Baumpflanzungen ist der Regelabstand von 2,50 m gemäß DVGW-Regelwerk Arbeitsblatt 
GW 125 – „Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen“ zwischen geplanten Baum-
standorten und vorhandenen Versorgungsleitungen vorzusehen und einzuhalten. Die Lage der Versor-
gungstrassen wird in der Erschließungsplanung mit allen Versorgern abgestimmt und koordiniert. Die Ver-
sorger (z.B. Stadtwerke Stein Deutsche Telekom, etc.) sind bei der Erschließungsplanung intensiv zu be-
teiligen und insbesondere die Leitungstrasse abzustimmen. Im Trassenbereich der Versorgungsleitungen 
dürfen keine Baustelleneinrichtungen und Materialablagerungen vorgenommen werden. Bei allen öffentli-
chen und privaten Planungen und Bauvorhaben wie z. B. Straßen- und Kanalbauarbeiten oder Baumpflan-
zungen sind die zuständigen Ver- und Entsorger rechtzeitig in den Verfahrensablauf der konkreten Er-
schließungsplanung einzubinden. Alle Baustelleneinrichtungen sind im Vorfeld der Umsetzung mit der 
Stadtgärtnerei der Stadt Stein abzustimmen, um negative Auswirkungen auf die umgebenden Grünstruk-
turen auszuschließen.  
 
Die Versorgung des Planungsgebietes kann als gegeben erachtet werden. 
 
8.4 Abfallentsorgung 
Am Tage der Abholung sind die Behältnisse für die Abfallfraktionen, an den mit dem Entsorgungsbetrieben 
und Abteilung Abfallwirtschaft des Landkreis Fürth abgestimmten, von den Entsorgungsfahrzeugen anfahr-
baren Flächen an der Straße „Am Vogelherd“ bzw. am Seeweg“ bereitzustellen.  
 
Aktuell erfolgt die Entsorgung über die Straße „Am Vogelherd“ bzw. den Seeweg. Diese sind als hinrei-
chend dimensioniert für die Befahrung mit den typischen Entsorgungsfahrzeuge der Entsorger zu erachten. 
Auf einer innere für Entsorgungsfahrzeuge befahrbare Erschließung kann verzichtet werden. Der Seeweg 
ist im Süden über einen Feldweg an die Gerasmühler Straße angeschlossen, so dass kein Wenden der 
Entsorgungsfahrzeuge im Seeweg erforderlich ist. Diese Fahrbeziehung wird bereits im Bestand entspre-
chend vollzogen. Hinweise auf Beeinträchtigungen der geregelten Entsorgung sind nicht bekannt.  
 
Beeinträchtigungen für die Nachbarschaft durch die gewöhnlichen Standplätze für Müllbehälter sind zu 
unterbinden.  
 
Die Entsorgung ist somit in Abwägung aller Belange sichergestellt. 
 

9. Denkmalschutz 
 
Baudenkmäler sind im Planungsgebiet nicht vorhanden. Gleiches gilt nach bisherigem Kenntnisstand auch 
für Bodendenkmäler. Das Vorkommen archäologischer Spuren kann aber grundsätzlich im gesamten  
Planungsgebiet nicht ausgeschlossen werden. Daher gilt grundsätzlich: 
 
Alle zu Tage tretenden Bodendenkmäler (u. a. auffällige Bodenverfärbungen, Holzreste, Mauern, Metall- 
oder Kunstgegenstände etc.) sind unmittelbar (d.h. ohne schuldhaftes Verzögern) gemäß Art. 8 Abs.1 und 
Abs. 2 des Denkmalschutzgesetzes an die Zweigstelle des Landesamtes für Denkmalpflege, Burg 4, 90403 
Nürnberg, Tel. 0911-235 85 -0 oder an die zuständige untere Denkmalschutzbehörde im Landratsamt  
Fürth, Pinderpark 2, 90513 Zirndorf, Tel: 0911/9773-1506 zu melden. 
 
Es gilt der Art. 8 Abs. 1 - 2 Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler (Bayerisches Denkmalschutz-
gesetz – BayDSchG). 
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Auszug bayerische Denkmalschutzgesetz, BayDSchG, zuletzt geändert am 23.06.2023 
Art. 8 Auffinden von Bodendenkmälern 
(1) Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt 

für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie 
der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit 
die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zum Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird 
er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit. 

(2) Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu 
belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten 
gestattet.  

 

10. Grund- und Oberflächenwasser sowie Umgang mit Starkregenereignissen 
Zu den Grundwasserständen liegen keine Angaben vor. Aufgrund der allgemeinen Angaben und der Nähe 
zur Rednitz und dem bestehenden Trinkwasserschutzgebiet können oberflächennahe Grundwasserstände 
nicht ausgeschlossen werden. Es wird empfohlen, im Rahmen eines Bodengutachtens die lokalen Was-
serverhältnisse prüfen zu lassen. Das Vorkommen von Schichtenwasser kann aufgrund der regionalen 
Bodenverhältnisse ebenfalls nicht ausgeschlossen werden.  
 
Soweit unterirdische bauliche Anlagen ausgeführt werden, sind diese gegen drückendes Wasser zu schüt-
zen. Es wird eine Ausführung als „weiße Wanne“ (wasserundurchlässiger Beton) empfohlen. Eine dauer-
hafte Absenkung des Grundwassers sowie dessen Einleitung in die Kanalisation ist nicht zulässig. Grund-
wasserabsenkungen während der Bauzeit bedürfen einer wasserrechtlichen Genehmigung und sind ent-
sprechend bei den zuständigen Fachbehörden frühzeitig zu beantragen. 
 
Die Grundstückseigentümer haben sich selbst in geeigneter Weise gegen Niederschlagsereignisse und 
Starkregenereignisse zu schützen. Der Wasserabfluss darf hierdurch nicht zu Ungunsten der Nachbarn 
verändert werden. Die einschlägigen rechtlichen Maßgaben sind zu beachten. 
 
Insbesondere im Bereich von Kellergeschosse, Kellerlichtschächten, tiefer liegenden Garagenzufahrten 
etc. können aber Gefahren entstehen.  
 
Es sollten vorhabenbezogene Maßnahmen zur Minimierung der Risiken aus Starkregenereignissen für die 
geplanten Nutzungen getroffen werden. 
 
Es wird daher angeraten, dies bei der Höhenfestlegung der Oberkante Erdgeschoss der Gebäude sowie 
der Gestaltung von Kellern in den Planungsprozess mit einfließen zu lassen.  
 
Zur Vermeidung von Schäden sollten bauliche Vorsorgemaßnahmen getroffen werden, die das Eindringen 
von oberflächlich abfließendem Wasser in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft verhindern. Gebäude soll-
ten daher bis 25 cm über Gelände so ausgebildet sind, dass Niederschlagswasser nicht eindringen kann. 
Kellerfenster sowie Kellereingangstüren sollten wasserdicht und/oder mit Aufkantungen z.B. vor Licht-
schächten, ausgeführt werden. Tiefgaragenzufahrten sollten mit einer Überhöhung ausgeführt werden, 
welche das Einfließen von Niederschlagswasser reduzieren. In Tiefgaragen müssen Fluchtmöglichkeiten 
in höhere Stockwerke bzw. Bereiche vorhanden sein.  
 
Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird dringend empfohlen. 
 
In Abhängigkeit von den Detailplanungen ist zu prüfen, wie im Falle eines Starkregenereignisses anfallen-
des Oberflächenwasser aus den überplanten Flächen selbst schadlos auf der Fläche oder in zusätzlichen 
Rückhaltevolumen zurückgehalten werden kann. Bei Grundstücken ab 800 m² Grundfläche ist ein Überflu-
tungsnachweis gem. DIN1986-100 zu führen. Ggf. sind in Abhängigkeit der konkreten Überflutungsmengen 
der Ermittlungen zum Bauvorhaben weitergehende Maßnahmen, wie der Herstellung kontrollierter Rück-
halteflächen u. ä. notwendig. Hier ist im Rahmen der Freiflächengestaltung bspw. durch Geländeführung 
mit Muldenausbildung und kontrollierter Wasserführung zu reagieren.  
 
Es wird dringend angeraten, zur Vermeidung von Schäden durch Niederschlagswasser geeignete Schutz-
maßnahmen zu treffen. Dies kann bspw. durch Aufkantungen, Gegenböschungen, Geländemodellierungen 
und ähnlichem gewährleistet werden. Sind aufgrund der Art der baulichen Nutzungen entsprechende 
Schutzmaßnahmen nicht möglich, wird angeraten, entsprechende mobile Schutzeinrichtungen (Dammbal-
ken, Sandsäcke, Wasserschutzschläuche, etc.) vorzuhalten. Diese Maßnahmen werden insbesondere für 
Souterrain Bereiche mit Fenstern und davorliegenden Lichthöfen angeraten, wenn keine baulichen Maß-
nahmen umgesetzt werden.  
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Das Austreten von Niederschlagswasser aus Starkregenereignissen aus dem Planungsgebiet selbst wird 
durch die Minimierung des Versiegelungsgrades bestmöglich reduziert. Erhebliche Gefährdungen des 
städtebaulichen Umfelds sind nach aktueller Einschätzung nicht zu erwarten.  
 
Auch während der Bauphase sind entsprechende Schutzmaßnahmen bzgl. des Umgangs mit wild abflie-
ßendem Niederschlagswasser zu treffen. Insbesondere nach Abnahme des Oberbodens kann ein verstärk-
tes Abfließen von Oberflächenwasser eintreten. Hieraus dürfen keine Gefährdungen der umliegenden 
Siedlungsstrukturen entstehen. Östlich grenzen zudem unbebaute Grünflächen an, welche puffernd wirken 
können und über die Niederschlagswasser im Extremfall gefährdungsminimierend abgeleitet werden kann.   
 
Auf Ebene der Bauleitplanung kann daher mit hinreichender Sicherheit davon ausgegangen werden, dass 
mögliche Starkregenereignisse schadlos abgeleitet bzw. schadlos im Planungsgebiet zurückgehalten wer-
den können. Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass der Abschluss einer Elementarschadenversiche-
rung, welche auch Schäden aus Starkregenereignissen beinhaltet, ratsam ist.  
 

11. Vorbeugender Brandschutz 
 
Gewährleistung des Brandschutzes durch die gemeindliche Feuerwehr 
Es handelt sich bei der vorliegenden Änderung des Bebauungsplans um ein reines Wohngebiet, durch 
dessen Bebauung keine besonderen Aufgaben und Herausforderungen an den abwehrenden Brandschutz 
und Technischen Hilfsdienst erforderlich werden. Die städtische Feuerwehr ist für die in Art. 1 Abs. 2 
BayFwG geforderten Standards hinreichend ausgerüstet. 
 
Sicherstellung des zweiten Rettungsweges 
Die Bebauung ist mit zwei Vollgeschossen zulässig. Durch die Hanglage können auf der Ostseite auch 
darunterliegende Kellergeschosse vorliegen. Im Regelfall kann davon ausgegangen werden, dass der 
zweite Rettungsweg noch über die Rettungsmittel der Feuerwehr realisiert werden kann. Ist dies nicht mög-
lich, muss zwingend eine zweite notwendige Treppe im Sinne der Maßgaben der bayerischen Bauordnung 
in aktueller Fassung oder ein Sicherheitstreppenhaus nachgewiesen und baulich errichtet werden. Der 
damit notwendige bauliche zweite Rettungsweg ist dann in den bauordnungsrechtlichen Genehmigungs-
unterlagen zeichnerisch darzustellen und zu beschreiben.  
 
Die Entfernung zu den Wohngebäuden zum Seeweg aus beträgt weniger als 50 m, damit ist die Erschlie-
ßung für die Feuerwehr als gewährleistet zu erachten. Eine fußläufige Erreichbarkeit ist auch von dem 
östlich angrenzenden Fußweg im Zweifelsfall ausgegeben.  
 
Einhaltung der Hilfsfristen nach Nr. 1.1 VollzBekBayFwG 
Die Hilfsfrist von maximal 10 Minuten ist sichergestellt. Die Entfernung zur Feuerwache der Kernstadtwehr 
in Stein beträgt ca. 1 km.  
 
Löschwasserversorgung 
Die Löschwasserversorgung gemäß DVGW Arbeitsblatt W 405 und 311 ist voraussichtlich ausreichend. 
Der Richtwert für den Löschwasserbedarf von 48 m³/h für ein reines Wohngebiet mit geringer Gefahr der 
Brandausbreitung kann voraussichtlich sichergestellt werden.  
 
Zusätzliche Wasserentnahmestellen sind nach aktuellem Kenntnisstand nicht nötig. Im Umfeld des Ände-
rungsgebietes ist eine ausreichende Anzahl von Hydranten bereits im Bestand gegeben.  
 
Erschließung für Feuerwehreinsätze 
Die beplanten Flächen werden über die bestehenden Straßen erschlossen, die Straßen sind ausreichend 
für die Befahrung mit Feuerwehrfahrzeugen dimensioniert, so dass auch die Erreichbarkeit der Grundstü-
cke hinreichend gewährleistet ist. 
 
Wechselbeziehung zwischen Planbereich und anderen Gebieten 
Im Umfeld grenzen die bestehenden Siedlungsstrukturen von Sein an den Änderungsbereich an. Beson-
dere Wechselbeziehungen sind hieraus nach allgemeinem Verständnis nicht zu erwarten. Der Seeweg ist 
ein frequentierter Geh- und Radweg. Hier ist ggf. mit erhöhtem Personenaufkommen, auch Kinder zu rech-
nen, welche im Rettungsfall ggf. erhöhte Aufmerksamkeit und Absperrmaßnahmen erfordern.  
 
Wesentliche brandschutztechnische Risiken im Planungsbereich 
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Im Planungsgebiet ist die Errichtung von Wohnbebauung mit den daraus resultierenden Gefahren zulässig. 
Die örtliche Feuerwehr ist für die üblichen, aus den Nutzungen resultierenden brandschutztechnischen 
Risiken hinreichend ausgestattet. 
 
Besondere brandschutztechnische Risiken 
Im Planungsgebiet ist die Eindeckung der Gebäude mit Photovoltaikanlagen möglich. Hierdurch entstehen 
ggf. besondere brandschutztechnische Risiken. Es ist eine Kennzeichnung von Photovoltaikanlagen ge-
mäß vfdb Merkblatt „Einsätze an Photovoltaik-Anlagen" (Solaranlagen zur Stromgewinnung), MB 05-02, 
vom Februar 2012 erforderlich. Die Übergabepunkte an das öffentliche Netz sind entsprechend zu kenn-
zeichnen und mit Trennungsmöglichkeiten zum öffentlichen Netz zu versehen. Solarmodule produzieren 
aber auch bei geringem Lichteinfall elektrische Spannung. Die max. Berührungsspannung von 120 Volt 
(DC) wird i. d. R. überschritten. Die vollständige spannungsfreie Abschaltung kann nicht gewährleistet wer-
den. Es ist daher im Brandfall davon auszugehen, dass Teile der PV-Anlage noch unter Spannung stehen 
können. Es besteht Gefahr eines elektrischen Schlages für die Rettungskräfte. Durch Lichtbögen bei be-
schädigten Anlagen besteht die Gefahr der Ausbreitung eines Brandes. 
 

12. Immissionsschutz 
 
Auf das Planungsgebiet sowie das städtebauliche Umfeld können Emissionen aus unterschiedlichen Quel-
len einwirken. 
 
Emissionen aus haustechnischen Anlagen (z.B. Wärmepumpen) 
Im Zuge der vermehrten Nutzung regenerativer Energiequellen für die Beheizung von Gebäuden wird oft-
mals auf Luftwärmepumpen zurückgegriffen. Die hierfür benötigten Wärmetausche werden oftmals noch 
als Splitgerät mit Aufstellung im Freien realisiert.  
 
Aus Sicht des Immissionsschutzes sind grundsätzlich auch Abluftanlagen sowie Klimaanlagen als poten-
zielle Lärmquellen mit Auswirkungen auf das städtebauliche Umfeld zu erachten. Die hieraus resultieren-
den Auswirkungen sind entsprechend auf die zulässigen Maße zu minimieren.  
 
Gemäß der Technischer Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm) gelten bei einem Betrieb von haus-
technischen Anlagen (z.B. Klimaanlagen, Abluftführungen, Wärmepumpen) in der Summe folgende Immis-
sionsrichtwerte für Lärm an betroffenen fremden Wohnräumen: 
 

Immissionsort im reinen Wohngebiet im städtebaulichen Umfeld: 
·         tags (6.00 -22.00):  50 dB(A) 
·         nachts (22.00-06.00): 35 dB(A)  
 
Da auf die relevanten Immissionsorte im Regelfall ggf. mehrere entsprechende Anlagen einwirken können, 
wird angeraten, entsprechend den Maßgaben in der TA-Lärm für entsprechende Anlagen um mind. 6 dB(A) 
abgeminderte Immissionsrichtwerte zu Grunde zu legen, um die entstehende Zusatzbelastung in der Regel 
als nicht relevant annehmen zu können.  
 
Damit die entsprechenden Immissionsrichtwerte eingehalten werden können, wird dringend empfohlen 
haustechnische Anlagen im Hauptgebäude zu integrieren oder entsprechend einzuhausen. Bei der An-
schaffung haustechnischer Aggregate wird empfohlen Geräte anzuschaffen, die dem Stand der Lärm-
schutztechnik entsprechen (z.B. Wärmepumpen-Splitgeräte, Aggregate mit Vollkapselung, Minimierung 
von Drehzahlen bzw. Strömungsgeschwindigkeiten etc.). Die Aufstellung von Wärmepumpen, Klimagerä-
ten, Kühlaggregaten oder von Zu- bzw. Abluftführungen direkt an oder unterhalb von Fenstern geräusch-
sensibler Räume (z.B. Schlafzimmer) sowie im Freien soll vermieden werden. Eine Errichtung geräusch-
emittierender Aggregate in Nischen, Mauerecken oder zwischen zwei Wänden bewirkt eine Schallpegeler-
höhung aufgrund von Schallreflektion und sollte daher ebenfalls vermieden werden. Grundsätzlich soll bei 
der Errichtung der Geräte und der damit verbundenen Rohrleitungen auf eine körperschallisolierte Aufstel-
lung bzw. Befestigung geachtet werden. Soweit erforderlich sollen bei Blechen und sonstigen Bauteilen 
Maßnahmen zur Entdröhnung durchgeführt werden (z.B. Entkoppeln der Luftkanalbleche und Verklei-
dungselemente, Minimieren von Vibrationen).  
 
Die Abstände bzw. Standorte der Geräte zu Nachbarhäusern sollen so gewählt werden, dass die für das 
Gebiet gültigen Immissionsrichtwerte dort um mindestens 6 dB(A) unterschritten werden. Soweit die erfor-
derlichen Abstände nicht eingehalten werden können, sollen weitere Schallschutzmaßnahmen ergriffen 
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werden (z.B. Abschirmung, Einbau von Schalldämpfern, Luftkanalumlenkungen, Gerätetausch). Haustech-
nische Anlagen sind entsprechend des aktuellen Stands der Lärmminderungstechnik aufzustellen und zu 
betreiben. Der Nachweis über die Einhaltung der genannten Immissionsrichtwerte obliegt den jeweiligen 
Betreibern. Im Bedarfsfall kann hierzu die Vorlage eines schalltechnischen Nachweises angeordnet wer-
den. Bei gewerblichen Nutzungen sind entsprechende Anlagen als Teil der Gewerbelärmemissionen mit 
zu erfassen und zu berücksichtigten. Es gelten die Regelungen der TA-Lärm. In Ergänzung hierzu wird 
angeraten auch den „Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten“ 
der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI), aktueller Stand vom 24.03.2020, zu be-
achten.  
 
Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass bei Einhaltung der entsprechenden Vorgaben, ein ausreichen-
der Immissionsschutz gegeben ist, so dass auf gesonderte Festsetzung im Rahmen der vorliegenden Pla-
nung verzichtet werden kann.  
Immissionsschutz aus Baustellenverkehr und Baustellenbetrieb 
Wie bereits im Kapitel 8 Erschließung ausgeführt, ist für Errichtung neuer Gebäude mit Baubetrieb und 
Baustellenverkehr zu rechnen. Der Baustellenverkehr kann nur über die bestehenden Straßen abgewickelt 
werden. Aus dem Fahrverkehr der Baustellenfahrzeuge entstehen somit sowohl auf den Zu- und Abfahrts-
wegen als auch durch Fahrbewegungen auf den Baustellen selbst Lärmemissionsbelastungen für das Um-
feld. Es ist davon auszugehen, dass der Baubetrieb im Regelfall nur innerhalb der Tagzeiten stattfindet. 
Somit kann nach allgemeinem Kenntnisstand aufgrund der im Verhältnis geringen Größe des Baugebietes 
davon ausgegangen werden, dass die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung (16. 
BImSchV) auf den Zu- und Abfahrten durch die Fahrbewegungen der Baufahrzeuge nicht überschritten 
werden.  
 
Für den Baustellenbetrieb selbst ist durch die Unternehmer die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum 
Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen – (AVV-Baulärm) zu beachten. In dieser Norm werden die 
beachtenswerten Immissionsrichtwerte festgesetzt und zudem Maßnahmen zur Minderung der Immissi-
onsbelastungen für das städtebauliche Umfeld definiert. Die Immissionen für das Umfeld können zudem 
durch den Einsatz von lärmarmen Baufahrzeuge, Baumaschinen und Verfahrensweisen minimiert werden.  
Staubimmissionen aus dem Baubetrieb können durch entsprechende Staubminderungsmaßnahmen (Be-
rieselung, Vorhänge, etc.) minimiert werden.  
 
In der Gesamtbetrachtung ist davon auszugehen, dass unter Beachtung der gesetzlichen Maßgaben und 
technischen Normungen übermäßige Belastungen des städtebaulichen Umfeldes nicht zu erwarten sind 
und die maßgeblichen Immissionsrichtwerte nicht überschritten, bzw. durch entsprechende Vermeidungs- 
oder Minimierungsmaßnahmen berücksichtigt werden.  
 

13. Altlasten  
Hinweise auf Altlasten oder sonstige schädliche Bodenveränderungen sind im Planungsgebiet nicht be-
kannt. Das Vorhandensein von schädlichen Bodenveränderungen oder Altlasten kann aber nicht ausge-
schlossen werden. Es wird darauf hingewiesen, dass bei im Rahmen der Baumaßnahmen festgestellten 
ungewöhnlichen Bodenverfärbungen und/oder sonstigen ungewöhnlichen Umständen umgehend entspre-
chende Untersuchungen durchzuführen sind. Die entsprechenden Fachstellen des Wasserwirtschaftsam-
tes Nürnberg und des Landratsamtes Fürth sind umgehend zu informieren und das Vorgehen abzustim-
men. Bei Bauarbeiten im Planungsgebiet sind, entsprechend den geltenden Maßgaben für die abfalltech-
nische Einstufung, für nicht zum Wiedereinbau vorgesehener Materialien des Planungsgebiets im Zuge 
des Aushubs gesonderte qualifizierte Haufwerksbeprobung durchzuführen. Der Wiedereinbau darf nur er-
folgen, wenn die maßgeblichen Rahmenbedingungen der beachtenswerten Normen (insbesondere Ersatz-
baustoffverordnung, LAGA M20 Richtlinie) eingehalten sind. Bei der Entsorgung sind die Einstufungen 
nach Deponieverordnung (DepV) zu beachten.  

 
14. Grünordnung 
Die örtlichen Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele von Naturschutz und Land-
schaftspflege innerhalb des Geltungsbereiches werden in zeichnerischer und textlicher Form in einem 
Grünordnungsplan (nach Art. 3 Bayer. Naturschutzgesetz) festgesetzt. Dieser ist in den Bebauungsplan 
integriert. 
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14.1 Gestalterische Ziele der Grünordnung 
Der Ur-Bebauungsplan hatte hierzu bereits grünordnerische Elemente bestimmt. Nach sorgsamer Abwä-
gung wurde beschlossen, für den Änderungsbereich eine Überarbeitung und Anpassung der grünordneri-
schen Maßgaben und Ziele vorzunehmen. Zur Ein- und Durchgrünung des Änderungsbereiches werden 
Maßgaben zur Gestaltung der privaten, nicht überbauten Flächen gemacht. Randeingrünungen müssen 
die gem. Gesetz zur Ausführung des Bürgerlichen Gesetzbuch (AGBGB) geltenden Randabstände einhal-
ten.  
 
Für die privaten Grundstücke wird festgesetzt, dass die nicht überbauten Flächen als naturnahe Grünflä-
chen zu gestalten und in Bereiche, in denen keine Versiegelung erfolgt, versickerungsfähig herzustellen 
sind. Sie sind mit Rasen- oder Wiesenflächen anzusäen oder mit Gräsern, Kräutern, Stauden oder Gehöl-
zen zu bepflanzen. Weiterhin ist je Grundstück die verpflichtende Pflanzung eines standortheimischen 
Laub- oder Obstbaumes je 500 m² Grundstücksfläche als mindestens Hochstamm festgesetzt. Es dürfen 
ausschließlich standortheimischen Arten der Region 5.1 Süddeutsches Hügel- und Bergland, Fränkische 
Platten und Mittelfränkisches Becken“ verwendet werden. Als Saatgut ist ausschließlich Material des Ur-
sprunggebietes gebietseigenen Saatgutes UG 12 „Fränkisches Hügelland“ zu verwenden.  Den Unterlagen 
zum Bebauungsplan ist eine Vorschlagsliste für geeignete Planzarten beigefügt. Bei den Bepflanzungen 
im Planungsgebiet wird im Sinne der Gefahrenminimierung für Kinder empfohlen, möglichst ungiftige Pflan-
zenarten zu verwenden.  
 
Stein- und Kiesgärten aus mineralischen Granulaten (z.B. Schotterpackungen aus Granit, Basalt, Glas etc.) 
sind unzulässig. Ausnahmen hiervon bilden notwendige Sockelstreifen entlang von Gebäuden bis zu einer 
Breite von 0,4 m und Randstreifen von Dachbegrünungen. Hiermit soll ein Beitrag zur naturnahen Gestal-
tung der Planungsflächen geleistet werden, so dass diese auch weiterhin für die Fauna, insbesondere 
Insekten, attraktiv sind. Stein- und Kiesgärten sind auch wegen ihrer negativen Auswirkungen auf das 
Kleinklima auszuschließen. 
 
Im östlichen Teil des Änderungsbereiches im Übergang zu den östlich angrenzenden Gehölzflächen und 
dem dortigen Landschaftsschutzgebiet wurden im Randbereich zum Seeweg private Grünflächen festge-
setzt. Diese sollen gewährleisten, dass dort noch vorhandene Gehölzstrukturen erhalten bleiben und ein 
landschaftlich verträglicher Übergang zwischen Siedlungsstrukturen und dem Talraum der Rednitz zu ge-
währleisten.  
  
Die hierzu im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans festgesetzten privaten Grünflächen mit Bindung für 
Bepflanzungen und Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstige Bepflanzungen sind als naturnahe Grün-
flächen zu erhalten und zu entwickeln. Bestehende Gehölze innerhalb dieser Flächen sind grundsätzlich 
zu erhalten, fachgerecht zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen.  
 
Innerhalb der Flächen sind nach Neubaumaßnahmen auf den Grundstücken, die im zeichnerischen Teil 
festgesetzten Baumpflanzungen vorzunehmen. Es sind standortheimische Laubbäume, vorrangig Ahorn 
(Acer platanoides), Steileiche (Quercus robur) oder Rotbuche (Fagus sylvatica) zu pflanzen. Baumpflan-
zungen sind als Hochstämme, 20/25, mind. dreifach verpflanzt mit Ballen, vorzunehmen und insbesondere 
während der Anwuchsphase eine fachgerechte Pflege vorzunehmen. Der Standort darf innerhalb der fest-
gesetzten Grünfläche des betreffenden Grundstückes frei gewählt werden. Hiermit wird auch langfristig der 
Erhalt und die Entwicklung der Grünflächen sichergestellt.  
 
Für die festgesetzten Grünordnungsmaßnahmen sowie Baumpflanzungen auf den privaten Grundstücks-
flächen besteht ein Pflanzgebot. Die Verpflichtung zum Pflanzen von Bäumen trägt der jeweilige Eigentü-
mer des Grundstückes. Das Pflanzgebot gilt im Bebauungsfall als angeordnet. Die festgesetzten Bepflan-
zungen sind spätestens in dem Jahr auszuführen, welches der Nutzungsaufnahme folgt.  
 
Für die im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans mittels Planzeichen bestimmten Bäumen und Hecken 
wird ein Erhaltungsgebot festgesetzt, da diese für das örtliche Landschaftsbild von besonderer Bedeutung 
sind. Während der Baumaßnahmen sind diese bestehenden und zu erhaltenden Bäume und Gehölze 
durch geeignete Maßnahmen vor Beschädigungen zu schützen. Abgängige Gehölze bzw. entstanden Lü-
cken sind durch geeignete Nachpflanzungen zu ersetzen. Als geeignete Schutzmaßnahmen kommen ins-
besondere in Betracht:  

- Stationärer Baumschutzbretterzaun: In Vorbereitung zu den Baumaßnahmen sind stationäre Baum-
schutzzäune (Holzpfosten fest im Boden verankert) gemäß RAS LP an den an das Bearbeitungsgebiet 
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angrenzenden Bäume, jeweils entlang bzw. außerhalb der Kronentraufe und ggf. entlang bautechni-
scher Verbauten anzulegen und während der gesamten Baumaßnahmen regelmäßig auf Unversehrt-
heit zu überprüfen und zu unterhalten.  

- Stammschutz: Sollte eine Freihaltung des Kronentraufenbereichs nicht möglich sein, so ist ein Stamm-
schutz fachgerecht herzustellen und während der gesamten Baumaßnahme zu unterhalten. Mindest-
anforderungen: 30 mm Brettstärke, Höhen bis 2,50 m, Wurzelüberfahrschutz, Geovlies 3-lagig, dar-
über  
10 cm Sandauflage und 30 cm Schotter 16/32.  

- Grabungsarbeiten im Wurzelbereich: 
 Bei Grabarbeiten im Wurzelbereich ist ein Wurzelvorhang gemäß RAS LP 4 und ZTV-Baumpflege 

fachgerecht herzustellen.  
- Herstellung von Versorgungstrassen im Nahbereich der Bäume: Bei Herstellung der erforderlichen 

Versorgungstrassen muss im Nahbereich zu erhaltender Bäume vorab eine Wurzelraumuntersuchung 
(z.B.: Georadar, Schürfgrube, etc.) stattfinden und entsprechend der vorgefundenen Wurzelintensität 
geeignete Schutzmaßnahmen erfolgen. 

 
Schonende Form- und Pflegeschnitte des Hecken- und Baumbestands sind außerhalb der Vogelbrutzeit 
zulässig, wobei Eingriffe in die bestehenden Strukturen auf das erforderliche Minimum zu beschränken 
sind. 
 
Zum Schutz des Oberbodens (Humus) werden Maßgaben zur Lagerung und Schutz festgesetzt. Vor Be-
ginn der einzelnen Baumaßnahmen ist der anstehende Oberboden abseits vom Baubetrieb in Bodenmie-
ten zu lagern. Wird der Oberboden während der Vegetationszeit (Sommerhalbjahr) über mehr als drei Mo-
nate gelagert, so ist er mit Kräutern (Senf, Klee, o.ä.) anzusäen, um ihn vor Güteverlust, unerwünschtem 
Aufwuchs (Verunkrautung) sowie Erosion zu schützen. 
 
14.2 Bearbeitung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
Gem. den Maßgaben des § 13a BauGB wird von einer Eingriffs-/Ausgleichsregelung bei der vorliegenden 
Planung abgesehen, da der Eingriff entsprechend des § 13 a Absatz 2 Nr. 4 BauGB bereits als im Sinne 
des § 1 a Absatz 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig zu erachten ist. 

 
15. Berücksichtigung der Umweltbelange 

Bei der Abwägung zu den Planungsentscheidungen sind gem. den Vorgaben des BauGB im Besonderen 
die Umweltbelage zu berücksichtigten. Im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB wird von der Um-
weltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB, vom Umweltbericht nach § 2 a BauGB, von den Angaben nach  
§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgese-
hen. Somit ist auch die im Umweltbericht zu beachtende Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 BauGB und den §§ 2a und 
4 c BauGB nicht anzuwenden. Dies ergibt sich auf Basis der für Verfahren gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB 
geltenden Maßgaben des vereinfachten Verfahrens gem. § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB.  
 
Im Hinblick auf die betroffenen Umweltbelange bedeutet dies, dass im vereinfachten Verfahren keine Um-
weltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt und kein Umweltbericht gem. § 2a BauGB erstellt werden 
muss. Auch die Verpflichtung der Gemeinde zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen gem. 
§ 4c BauGB, die aufgrund der Durchführung der Bauleitplanung eintreten, um insbesondere unvorherge-
sehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen 
zu ergreifen, ist ebenfalls nicht anzuwenden. Die Umweltbelange sind aber gem. § 1 Abs. 6 BauGB in die 
Abwägung entsprechend einzustellen. Somit wurde in Anlehnung an die maßgeblichen Schutzgüter nach-
stehend eine Kurzzusammenfassung der für die Abwägung berücksichtigten möglichen Auswirkungen auf 
die Schutzgüter beigefügt.  
 
Schutzgut Boden 
Der Änderungsbereich ist durch die bereits bestehenden Siedlungsnutzung im Umfeld gekennzeichnet. 
Auch die nun überplanten Flächen sind grundsätzlich durch die bestehenden Gebäude und Freiflächen 
bereits teilweise versiegelt. Grundsätzlich ist auch im Bestand bereits eine umfangreiche Bodenversiege-
lung zulässig. Durch die zukünftig zulässige Nachverdichtung erhöht sich der Versiegelungsgrad innerhalb 
des Änderungsbereiches. Es kommt u. U. zu einer zusätzlichen neuen Flächenversiegelung durch die Er-
schließungsanlagen sowie das Gebäude. Durch eine Begrenzung der Versiegelung auf Ebene der Bauleit-
planung sowie Vermeidungsmaßnahmen wie der Gründachfestsetzung, Ausschluss von Stein- und Kies-
gärten können übermäßig negative Auswirkungen auf das Schutzgut Boden vermieden werden. Insgesamt 
wird aber auch unter Berücksichtigung der nun zulässigen höheren Bodenversiegelung nur von geringen 
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Auswirkungen auf das Schutzgut Boden auszugehen, da auch im Bestand bereits umfangreiche Boden-
eingriffe zulässig waren. 
 
Schutzgut Wasserhaushalt  
Durch die bereits vorhandene Nutzung im Umfeld sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser bereits 
im Vorfeld als gering einzustufen. Durch geeignete Maßnahmen während der Bauzeit sind geeignete Maß-
nahmen zur Vorsorge vor dem Eintrag wassergefährdender Stoffe in das Grundwasser zu ergreifen. Wo 
möglich soll das Niederschlagswasser in unversiegelten Bereichen im Planungsgebiet breitflächig versi-
ckert werden. Die Maßnahmen zur Speicherung des Niederschlagswassers und der Nutzung als Brauch-
wasser wirken positiv auf den lokalen Wasserhaushalt. Die festgesetzten Gründächer können durch ihre 
Verdunstung die Auswirkungen auf den lokalen Wasserhaushalt minimieren. Insgesamt wird von geringen 
Auswirkungen für das Schutzgut Wasserhaushalt ausgegangen. 
 
Schutzgüter Pflanzen/Tiere 
Beeinträchtigungen für Flora und Fauna sind, aufgrund der bereits vorhandenen Siedlungsnutzungen im 
Umfeld des Änderungsbereiches nicht zu erwarten. Es handelt sich um zu Siedlungszwecken bereits über-
formte Bereiche mit typischen „Allerweltsarten“ des Siedlungszusammenhangs. Besondere Pflanzenarten 
sind nutzungsbedingt nicht zu erwarten. Der Änderungsbereich ist daher innerhalb der bereits als Sied-
lungsnutzung genutzten Bereiche per se bereits als Fläche mit einer geringen Bedeutung für dieses Schutz-
gut zu erachten. Die als höherwertig einzustufenden Grünflächen mit Gehölzbestand am Ostrand wurden 
zum Erhalt und zur Entwicklung festgesetzt, so dass hier keine Auswirkungen zu erwarten sind.  
 
Hinweise auf die Beeinträchtigung artenschutzrechtlicher Belange liegen nicht vor bzw. können durch die 
getroffenen Festsetzungen hinreichend sicher ausgeschlossen werden. Durch Grünordnungsfestsetzun-
gen im Rahmen des Bebauungsplans kann die Eingriffsschwere minimiert werden. Dies ist als positiv für 
die vorhandene Fauna zu bewerten. In der Gesamtbetrachtung ist mit geringen Auswirkungen auf das 
Schutzgut Flora und Fauna zu rechnen.  
 
Schutzgut Klima/Luft 
Der Änderungsbereich sowie das Umfeld sind durch die angrenzenden Siedlungsnutzungen geprägt. Die 
unversiegelten Flächen konnten aber durch ihre Wasserspeicherfunktion zu einem gewissen Grad positiv 
auf das Kleinklima wirken. Hierzu tragen auch die bereits bestehenden und zum Erhalt festgesetzten Ge-
hölze und Grünflächen bei. Durch eine Begrenzung des Versiegelungsgrades wird ein Mindestmaß der 
Funktion für die kleinklimatischen Verhältnisse erhalten. Die getroffenen Festsetzungen zu Gründächern 
minimieren die Klimaauswirkungen. Somit ist in der Gesamtbetrachtung mit geringen Auswirkungen auf 
das Schutzgut Klima/Luft zu rechnen.  
 
Schutzgut Mensch 
Die Flächen des Planungsgebietes waren bereits im Bestand durch Siedlungsnutzungen genutzt und stan-
den damit nur den dort wohnenden Menschen zu Erholungs- und Freizeitzwecken zur Verfügung. Durch 
die Planungen wird diese Funktion nicht verändert. Eine etwaige Beeinträchtigung der umgebenden Sied-
lungsstrukturen wird nicht erwartet. Erhebliche Auswirkungen hinsichtlich Lärmbelastungen aus den beste-
henden Straßen im Umfeld sowie für das Umfeld sind nicht zu erwarten. Somit ist in der Gesamtbetrachtung 
mit geringen Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch zu rechnen.  
 
Schutzgut Landschaft  
Der Änderungsbereich ist im Wesentlichen durch die im Umfeld bestehenden Siedlungsstrukturen geprägt. 
Mit der moderaten Nachverdichtung im Bestand ergibt sich keine wesentliche Änderung zur Ausgangssi-
tuation. Auch im Bestand wäre eine Überbauung der bisher unversiegelten Fläche möglich gewesen. Durch 
die Festsetzungen zur Gebäudegestaltung, der Baumasse und den Gebäudehöhen wird eine landschaft-
lich verträgliche Weiterentwicklung der Siedlungsstrukturen ermöglicht. Durch die Nachverdichtung im Be-
stand kann zudem zu einem gewissen Grad auf die Inanspruchnahme zusätzlicher Flächen im Außenbe-
reich verzichtet werden. Somit ist in der Gesamtbetrachtung mit geringen Auswirkungen auf das Schutzgut 
Landschaft zu rechnen. 
 
Schutzgut Fläche 
Mit den Planungen wird die Nachverdichtung im Bestand innerhalb des Änderungsbereiches ermöglicht. 
Die Planungen entsprechen den Vorgaben der Landes- und Regionalplanung hinsichtlich des schonenden 
Umgangs mit Grund und Boden. Der Landverbrauch wird auf das notwendige Maß minimiert, insbesondere 
kann durch die Nachverdichtung im Bestand auf neue Verkehrsflächen verzichtet werden und dem Vorrang 
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der Innenentwicklung Rechnung getragen werden. Somit ist in der Gesamtbetrachtung mit geringen Aus-
wirkungen auf das Schutzgut Fläche zu rechnen.  
 
Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
Kultur- und Sachgüter im Sinne von Bau- oder Bodendenkmälern sind von den Planungen nicht betroffen.  
 
Die vorliegenden Planungen berücksichtigen somit in Abwägung aller Belange die Umweltbelange in an-
gemessener und abgewogener Weise. In der Gesamtbetrachtung sind geringe Auswirkungen auf die maß-
geblichen Schutzgüter zu erwarten. 
 

16. Artenschutzrechtliche Untersuchung 
Der Änderungsbereich ist durch die bestehenden Siedlungsnutzungen, Grünflächen und teilweise alte 
Baumbestände geprägt.  
 
Im Rahmen örtlicher Begehungen im Jahr 2023 konnten aktuell keine Vorkommen besonders schützens-
werter Tier- oder Pflanzenzarten festgestellt werden. Die innerörtliche Lage sowie die Strukturarmut wirken 
sich nachteilig auf die Attraktivität der Flächen für entsprechende Arten aus. Es stellt vor allem einen Le-
bensraum für die typischen störunempfindlichen Vogelarten des Siedlungsumfeldes dar („Allerweltsarten“). 
Aufgrund der geringen Eingriffsgröße des Planungsgebietes ist zudem davon auszugehen, dass auch aus 
dieser Sicht mit hinreichend großer Wahrscheinlichkeit keine entsprechenden, potenziell vorhandenen Ar-
ten mehr als unbedeutend beeinträchtigt werden. Es bestehen Ausweichmöglichkeiten im naturräumlichen 
Umfeld. 
Um potenzielle Auswirkungen weiter zu minimieren, wurden folgende Maßnahmen zur Vermeidung von 
artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG im Bebauungsplan festgesetzt: 

▪ Nachtbaustellen sowie Bauarbeiten während der Dämmerungszeit sind zum Schutz von Fledermäu-
sen im Zeitraum vom 1. April bis 31. Oktober unzulässig.  

▪ Alle erforderlichen Beleuchtungsanlagen im Außenbereich von Gebäuden sind mit LED-Lampen 
(kein kaltweißes Licht unter 540 nm und keine Farbtemperatur von mehr als 2700 K) auszustatten, 
um die Anlockwirkung auf Insekten als Nahrungsquelle so weit wie möglich einzuschränken. Leucht-
körper und Reflektoren sind so auszurichten, dass die Lichtkegel nur auf den Boden und nicht auf 
Flugrouten, Querungsbereiche, potenzielle Quartiere und Jagdhabitate gerichtet sind. Unvermeidli-
che Beleuchtungsanlagen sind mit Bewegungsmeldern zur Lichtsteuerung auszustatten. 

▪ Sockel von Einfriedungen sind im Sinne der Durchlässigkeit für Kleintiere alle 10 m zu unterbrechen 
▪ Bauwerke und Strukturen mit Fallenwirkung (z.B. bodengleiche Treppenabgänge, bodengleiche 

Lichtschächte, offene Fallrohre u.ä.) für Kleintiere (z.B. Eidechsen, Amphibien, Spitzmäuse etc.) sind 
zu vermeiden.  

 
Empfohlen wird weiterhin, auf großflächige, spiegelnde Glas- und Fassadenflächen zu verzichten oder die 
Fallenwirkung von Glasflächen ist durch Mattierung, Musterung oder Außenjalousie zu minimieren. In ge-
ringer Höhe sind auch anflughemmende höhere Anpflanzungen zulässig. Bauwerke und Strukturen mit 
Fallenwirkung (z.B. bodengleiche Treppenabgänge, bodengleiche Lichtschächte, offene Fallrohre u.Ä.) für 
Kleintiere (z.B. Eidechsen, Amphibien, Spitzmäuse etc.) sollten vermieden werden.  

 
Die festgesetzten Vermeidungsmaßnahmen sowie Grünordnungsmaßnahmen wirken sich positiv auf den 
Erhaltungszustand potenziell vorhandener Arten im Umfeld aus.  
 
Im Ergebnis ist somit festzustellen, dass unter Berücksichtigung der geplanten Vermeidungs- und Grün-
ordnungsmaßnahmen für keine Art des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie für keine europäische Vogel-
art gem. Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie Verbotstatbestände gem. § 44 BayNatSchG erfüllt sind.  
 

17. Hinweise 
Als Hinweise sind die vorhandenen Grundstücksgrenzen und Flurstücknummern und die bestehenden Be-
bauungen im Umfeld des Änderungsbereiches auf dem Planblatt enthalten.  
 
Die in den Unterlagen zum Bebauungsplan benannten Gesetze, Normen (insb. DIN-Normen) und techni-
schen Baubestimmungen können zusammen mit dem Bebauungsplan im Rathaus der der Stadt Stein, 
Hauptstraße 56, 90547 Stein eingesehen werden und bei Bedarf erläutert werden. Die Öffnungszeiten des 
Rathauses können auf der Homepage der Stadt Stein (www.stadt-stein.de) eingesehen oder unter  
Tel. 0911 – 6801-0 erfragt werden. 
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18. Bestandteile des Bebauungsplanes 
Bestandteile der 2., qualifizierten Änderung des Bebauungsplanes mit integriertem Grünordnungsplan  
Nr. 11 „Am Vogelherd“ in der Fassung vom xx.xx.2023 sind als jeweils gesondert ausgefertigte Dokumente: 
 

− das Planblatt mit zeichnerischen Festsetzungen  

− Satzung mit textlichen Festsetzungen zum Bauplanungs- und Bauordnungsrecht sowie Anlage 1  
Vorschlagliste Bepflanzungen im Planungsgebiet  

 
Die Dokumente bilden bzgl. ihrer Rechtskraft eine Einheit.  
 
Aufgestellt: Heilsbronn, den 23.11.2023  
Zuletzt geändert am  

 Stein, den ......................................... 

   
 
 

  

   

Ingenieurbüro Christofori und Partner  Stadt Stein 
Dipl. Ing. Jörg Bierwagen  Kurt Krömer 
Architekt und Stadtplaner  Erster Bürgermeister 

 
 


